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650 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlagen (630 und Zu 
630 sowie 656 der Beilagen): Bundesfinanz­

gesetz für das Jahr 1968 

Die Bundesregierung hat verfassungsgemäß den 
Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1968 im Nationalrat eingebracht. Am 23. Okto­
ber 1967 gab der Bundesminister für Finanzen 
Dr. Sc h mit z die Erklärung zur Regierungs­
vorlage, betreffend das Bundesfinanzgesetz für 
das Jahr 1968, ab. In der 68. Sitzung der laufen­
den Gesetzgebungsperiode des Nationalrates am 
27. Oktober 1967 wurde die Regierungsvorlage 
in .Erste Lesung genommen und sodann dem 
Finanz- und Budgetausschuß zur Vorberatung 
zugewiesen. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Ge­
setzentwurf besteht aus dem' eigentlichen B u n­
des f i n a n z g e set z sowie den einen Bestand­
teil desselben bildenden Anlagen, und zwar dem 
B und e 5 vor ans chi a g (Anlage I) samt des­
sen Zusammenfassungen und Aufgliederungen 
(Anlagen I a bis I d) und dem S y s t e m i s i e­
run g s p I a n der K r a f t -, L u f t - und 
Was s e r f a h r z e u g e des B und e s, ferner 
dem E v e n t u a I vor ans chi a g (Anlage II) 
und dem Die n s t pos te np I a n (A~age 1II). 

Am 10. November 1967 hat die Bundesregie­
rung eine Regierungsvorlage betr. "Druckfehler­
berichtigungen und drucktechnische Korrekturen 
zum Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 samt 
Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes und Dienstposten­
plan" (656 der Beilagen) im Nationalrat einge­
bracht. 

Bundes6nanzgesetz 

Der Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das 
Jahr 1968 beruht einerseits auf den im Bundes­
Verfassungsgesetz normierten rechtlichen Grund-

lagen und bemüht sich anderseits, jenen Aus­
legungen Rechnung zu tragen, die in den Er­
kenntnissen des Verfassungsgerichtshofes vom 
19. Dezember 1962 und vom 10. Dezember 1966 
enthalten sind. 

Artikel 11 erhielt gegenüber dem Text des 
Bundesfinanzgesetzes für das laufende Jahr keine 
wesentliche Änderung. Ein höherer Abgang in 
der ordentlichen Gebarung kann im Verlaufe ,des 
Finanzjahres gegebenenfalls durch Mehrausgaben 
oder Mindereinn<l!hmen eintreten. Solche Mehr­
ausgaben bedürfen nach der geltenden Rechts­
lage der Genehmigung des Nationalrates, soweit 
nicht im Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 
besondere Bestimmungen (Artikel III) vorge­
sehen sind. Die Bestimmungen des Artikels II 
Abs. 4 des Entwurfes umgrenzen die, für die Be­
deckung des Abganges in der außerordentlichen 
Gebarung bestehenden Möglichkeiten. . 

Artikel 11 a wurde eingefügt und hängt mit 
dem Eventualvoranschlag zusammen. Dieser soll 
nur insoweit wirksam werden, als dies im Laufe 
des Jahres 1968 im Interesse einer zusätzlichen 
Konjunkturbelebung durch den Bund erforder­
lich scheint und es die Lage des Kreditmarktes 
gestattet. Ob und inwieweit dieser Eventualvor­
anschlag bei Zutreffen der im Abs. 2 aufgestell­
ten Voraussetzungen tatsächlich angewendet 
werden soll, bleibt einer gesonderten Beschluß­
fassung des Nationalrates vorbehalten. 

Artikel III umschreibt jene Voraussetzungen, 
bei deren Vorliegen der Bundesminister für 
Finanzen ermächtigt sein soll, der überschreitung 
bestimmter Ausgabenansätze zuzustimmen. In 
den Abs. 7, 8 und 9 sind weiters Vorschriften 
über die gegenseitige Deckungsfähigkeit be­
stimmter"":'- in,engem sachlichem Zusammenhang 
stehender - Ansatzbeträge enthalten. 

Artikel VI enthält in Z. 1 zunächst die neu 
aufgestellte, vom Gesetzgeber bereits mehrfach 
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2 650 der Beilagen 

verwendete Formel zur Errechnung der Gesamt­
belastung des Bundes bei Aufnahme von An­
leihen, Darlehen und' sonstigen Krediten. Weiters 
wurde der Grenzbetrag für solche Kreditopera­
tionen im Einzelfall von 1'5 Milliarden Schilling 
auf 27 Milliarden Schilling erhöht; desgleichen 
wll im kommenden Jahr der jeweilige Stand der 
Verpflichtungen aus kurzfristigen Kreditopera­
tionen zur vorübergehenden Kassenstärkung 
3 Milliarden Schilling ni~t übersteigen dürfen, 
wogegen im laufenden Jahr als Höchstbetrag 
l' 5 Milliarden Schilling vorgesehen sind. 

Schließlich wurde in Z. 3 die Ermächtigung 
des Bundesministers für Finanzen zur Prolon­
gierung und Konvertierung näher determiniert. 

Artikel VII erfuhr vor allem dadurch eine 
Abänderung, daß die im Bundesfinanzgesetz für 
das Jahr 1967 vorgesehen gewesene übernahme 
der Haftung für die Erste Donau-Dampfschiff­
fahrtsgesellschaft nicht mehr aufscheint, weil sie 
emem Sondergesetz vorbehalten bleiben soll. 
Ebenso fehlt die im Bundesfinanzgesetz 1967 
vorgesehen gewesene Bestimmung, betreffend die 
übernahme von Verpflichtungen zur Schad- und 
Klagloshaltung auf dem Kernenergiesektor, weil 
hiefür keine Notwendigkeit mehr besteht. 

Hingegen ist die in der Z. 2 vorgesehene Haf­
tungsübernahme für den Wasserwirtschaftsfonds 

Ordentliche Gebarung: 

Ausgaben ...•. , ........... ~ .............. . 
Einnahmen ............................ . 

Abgang 
überschuß., 

Au ß e r 0 r den t I ich e Ge bar u n g: 

Ausgaben .......... ' .... ' ................ . 
Einnahmen ........ , .................... . 

Abgang 

Gesamtgebarungsabgang 

Der Per s 0, n a lau f w a n d ist um fast 
11 v. H. höher veranschlagt, was vor allem auf 
die ganzjährige Auswirkung der mit 1. August 
1967 erfolgten Bezugserhöhung für die aktiven 
Bediensteten und Pensionisten (+ 1830 Millionen 
Schilling), auf die Pauschal vorsorge für eine Be~ 
zugserhöhung (Besoldungsreform) im Jahre 1968 
(+ 296 Millionen Schilling), auf die Einbeziehung 
der pragmatischen Bediensteten.in die gesetzliche 
Pflicht-Unfallversicherung (+ 50 Millionen Schil~ 
ling), auf einen höheren Bedarf auf Grund des 
Pensions gesetzes (+ 30 Millionen Schilling) und 
für Mehrleistungsvergütungen im Bereich des 

zum Text des Bundesfinanzgesetzes 1968 neu 
hinzugekommen. 

Sowohl in diesem Falle als aUch bei den in Z. 3 
'und 4 vorgesehenen Haftungsübernahmen zu­
gunsten des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 
SOWIe des Wohnhaus-Wiedera ufbaufonds sind 
nunmehr in die Gesamt- oder Einzelhaftungs­
summen auch die Zinsen und Kosten einzu­
rechnen. 

Artikel IX Abs. 2 enthält - wie bisher - die 
Ermächtigung des Bundesministers für Finanzen, 
unbewegliches Bundesvermögen durch Verkauf 
oder Tausch zu veräußern oder es mit Baurech­
teIl, Pfandrechten, Dienstbarkeiten oder anderen 
dinglichen Rechten zu belasten. 

Die weiteren, hier nicht angeführten Artikel 
des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1968 wei~ 
sen gegenüber dem Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1967 keine wesentlichen Veränderungen 
auf .. 

Bundesvoranschlag 

Die Zusammenfassung der im Bundesvoran­
schlag für 1968 festgesetzten Ausgaben und Ein­
nahmen weist folgende Schlußsummen im Ver­
gleich zum Voranschlag des laufenden Finanz­
jahres auf, wobei dieser in der Fassung der BUJ?­
desfinanzgesetznovelle BGBl. Nr. 80/1967 dem 
Vergleich zugrunde gelegt ist: 

1968 ' 
Bundes- Eventual-

voranschlag Summe 

81.177 
77.787 

3.390 

3.467 

3.467 

6.857 

Millionen Schilling 

1.560 

1.560 

829 

829 

2.389 

82.737 
77.787 

4.950 

4.296 

4.296 

9.246 

Bundesvoranschlag 
1967 

74.988 
74.992 

4 

3.701 

3.701 

3.697 

Unterrichtsressorts (+ 268 Millionen SChilling) 
sowie auf sonstige Maßnahmen (+ 627 Millionen 
Schilling) zurücXzuführen ist. 

Weiters verursachte eine, Vermehn,llJg der 
Dienstposten im Unterrichtsressort um 1.346 Bun­
desbedienstete und 1926 Landesbedienstete Mehr­
ausgaben von 268 Millionen Schilling. 

Demgegenüber ergeben sich Minderausgaben 
aus der überstellung des im Vorjahr bei der Bun­
desstraßenverwaltung im Personalaufwand ver~ 
anschlagten Aufwandes für Bedienstete auf den 
Sachaufwand (- 217 Millionen Schilling) sowie 
aus einer Personalverringerung bei den übrigen 
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Ressorts um 1966 -Dienstposten für Bundesbe­
dienstete und um 600 Dienstposten für Landes­
bedienstete (- 154 Millionen Schilling). 

Beratungsgruppe I 

Spezialberichterstatter: Abg. Gab r i eie 
Kapitel 01 Präsidentschaftskanzlei 

Der S a e hau f w a nd - ohne Eventualvor- Kapitel 02 Bundesgesetzgebung 
anschlag - weist eine Steigerung um durch- Kapitel 03 Verfassungsgerichtshof 
schnittlich 5'8 v. H. gegenüber dem laufenden- Kapitel 04 Verwaltungsgerichtshof 
Jahr auf. Hievon entfallen 15'5 v. H. auf den Kapitel 06 Rechnungshof 
Verwaltungsaufwand, während bei Anlagen die 
Gesetzlichen Verpflichtungen nur um 13'4 v. H. 
gestiegen, die Ermessenskredite aber sogar um 
3'4 v. H. vermindert sind. Bei den Förderungs­
ausgaben sind die Gesetzlichen _ Verpflichtungen 
um 26'1 v. H. höher veranschlagt, die Darlehen 
jedoch um 17'9 v. H. und die sonstigen Ermes­
senskredite um 0'3 v. H. niedriger. Bei den, Auf­
wandskrediten beträgt die Steigerung der Gesetz­
lichen Verpflichtungen 8'2 v, H., der Ermessens~ 
kredit der laufenden Gebarung 16'9 v. H., wäh­
rend' bei der Vermögensgebarung eine Vermin­
derung um 99'4 v. H. vorgesehen ist. 

Dienstpostenplan 

Gegenüber dem laufenden Jahr ist im Dienst­
postenplan 1968 eine Verminderung der Dienst­
posten von 278.435 auf 277.815, also um 620, 
vorgesehen. Hingegen steigt die Zahl der Landes­
bediensteten (insbesondere 'Landeslehrer) und 
sonstigen Bediensteten, deren Bezüge der Bund 
trägt, von 50.583 auf 51.909. Demnach liegen 
dem Persona~aufwand 1968 insgesamt 329.724 
Posten gegenüber 329.018 im laufenden Jahr zu­
grunde. 

Um im Dienstpostenplan 1969 eine Senkung 
der Personalstände um 1 v. H. zu gewährleisten, 
wurde bereits im Bundesvoranschlag 1968 bei 
den Krediten des Personalaufwandes eme em­
prozentige Kürzung vorgenommen. 

Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes 

Der Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes stellt - wie bereits 
im Vorjahr - eine Anlage zum Bundesvoran­
schlag und nicht mehr eine Anlage zum Bundes­
flnanzgesetz dar. 

Der Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge 
schließt mit einer Gesamtsumme von 12.925 ge­
genüber 12.678 im laufenden Jahr. 

Das Verzeichnis der systemisierten Luftfahr­
zeuge in der Regierungsvorlage umfaßt 41 Segel­
flugzeuge, Motorflugzeuge und Hubschrauber 
gegenüber 42 im Jahre 1967. 

An Wasserfahrzeugen sind für das kommende 
Jahr insgesamt 243 (1967: 241) systemisiert. 

Für die Spezialdebatte wurde der Bundesvor­
anschlag in folgende Beratungsgruppen geglie­
dert: 

Beratungsgruppe II 
Spezialberichterstatter: Abg. Gab r i eie 

Kapitel 10 Bundeskanzleramt mit Dienststellen 
Kapitel 70 Staatsdruckerei 

Beratungsgruppe 111 
Spezialberichterstatter : 

Abg. Dipl.-Ing. H ä m m e r I e 
Kapitel 20 Äußeres 

Beratungsgruppe IV 
Spezialberichterstatter: Abg. D e u t s eh man n 
Kapitel 11 Inneres 

Beratungsgruppe V 

Spezialberichterstatter: Abg. Dr. B ass e t t i 
Kapitel 30 Justiz 

Beratungsgruppe VI 

Spezialberichterstatter: 
Abg. Dipl.-Ing. T s e h i d a 

Kapitel 12 Unterricht 
Kapitel 13 Kunst 
Kapitel 14 Kultus 
Kapitel 71 Bundestheater 

Beratungsgruppe VII 

Spezialberichterstatter: Abg. San d m eie r 
Kapitel 15 Soziales 
Kapitel 16 Sozialversicherung 
Kapitel 72 Bundesapotheken 

Beratungsgruppe VIII 

Spezialberich tersta tter: 
Abg. Ing. Karl Hof s t e t t e r 

Kapitel 60 Land- ur.d Forstwirtschaft 
Kapitel 62 Preis ausgleiche 
Kapitel 77 österreichische Bundesforste 

Beratungsgruppe IX 

Spezialberichterstatter : 
Abg. M a r w a n - S eh los s e r 

Kapitel 63 Handel, Gewerbe, Industrie 

Beratungsgruppe X 

Spezialberichterstatter: Abg. Re gen s bur ger 
Kapitel 65 Verkehr 
,Kapitel 78 Post- und Telegraphenanstalt 
Kapitel 79 österreichische Bundesbahnen 

Kapitel 66 Verstaatlichte Unternehmungen 

2 
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4 650 der Beilagen 

Beratungsgruppe XI 

Spezialberichterstatter: Abg. Ti t Z e 
Kapitel 50 Finanzverwaltung 
Kapitel 51 Kassenverwaltung 
Kapitel 52 öffentliche Abgaben 
Kapitel 53 Finanzausgleich 
Kapitel 54 Bundesvermögen 
Kapitel 55 Pensionen (Hoheitsverwaltung) 
Kapitel 56 Familienlastenausgleich 
Kapitel 57 Staatsvertrag 
Kapitel 73 Salz (Monopol) 
Kapitel 74 Glücksspiele (Monopol) 
Kapitel 75 Branntwein (Monopol) 
Kapitel 76 Hauptmünzamt 
Kapitel 80 Postsparkassenamt 
Kapitel 90 bis 99 Finanzschuld 

Beratungsgruppe XII 

Spezialberichterstatter: Abg. La n d man n 
Kapitel 40 Militärische Angelegenheiten 

Beratungsgruppe XIII 

Spezialberichterstatter: Abg. Ku I h an e k 
Kapitel 64 Bauten und Technik 

B und e s f i n an z ge set z, E v e nt u a l­
vor ans chI a g, S Y s t e m i sie run g s­
p 1 a n der K r a f t-, L u f t- und Was s e r­
f a h r z e u g e des B und e s und Die n s t-

battenrednern. 'Außerdem beantworteten der 
Präsident ,des Nationalrates, die Mitglieder der 
Bundesregierung und der Präsident des Rech­
nungshofes die an sie gerichteten Anfragen. 

Das Ergebnis der Verhandlungen des Finanz­
und Budgetausschusses bezüglich des Bundesvor­
anschlages ist den Berichten der Spezialbericht­
erstatter zu entnehmen, denen auch die vom 
Ausschuß zu den einzelnen Gruppen des Bundes­
voranschlages angenommenen Anträge beige­
druckt sind. 

Die Abstimmung über das Bundesfinanzgesetz 
für das Jahr 1968 samt dessen Anlagen fand in 
der Sitzung des Ausschusses am 22. November 
1967 statt. In der .Debatte über das Bundes­
finanzgesetz, den Eventualvoranschlag, den 
Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes sowie den Dienst­
postenplan ergriffen außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten DDr. P i t t e r man n, Dok­
tor van Ton gel, Dr. Hau s e r, Robert 
W eis z und Dr. S t a r i b ic her das Wort. 
Bundesminister Dr. Sc h mit z und Staatssekre­
tär Dr. G r u b e r n'ahmen zu den in der Debatte 
aufgeworfenen Fragen und Anregungen Stellung. 

Zum B,u n des f in a n z ge set z brachte Ab­
geol"dneter Dr. Hau s e r Abänderungsanträge 
ein, die einerseits die im Art. II des Bundes­
finanzgesetzes angeführten Endsummen mit den 
bei Beratungsgruppe XI 'vom Ausschuß ange­postenplan 

Generalberichterstatter: Abg. Dipl.-Ing. F i n k nommenen Abänderungen in übereinstimmung 

Der Finanz- und Budgetausschug hat den von 
der Bundesregierung vorgelegten Entwurf des 
Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1968 samt 
dessen Anlagen in der Zeit vom 6. November bis 
22. November 1967 der Vorberatung unterzo­
gen. Im Verlaufe der zwölf, meist ganztägigen 
Sitzungen des Ausschusses wurden 47 Anträge 
gestellt, die zunächst von einem Unterausschug 
vorberaten wurden. Diesem Unterausschug ge­
hörten die Abgeordneten Dkfm. A n d r 0 s c h, 
C z e t tel, Dipl.-Ing. F i n k, Gab r i eie, 
G run dem a n n - F alk e n b erg, K u 1 h a­
nek, Machunze, Dr. Oskar Weihs, 
W e i k h art und Dr. van Ton gel an. 

Während der Budgetberatungen des Ausschus­
ses ergriffen der Generalberichterstatter und 
13 Spezialberichterstatter das Wort; ferner er­
folgten mehr als 400 Wortmeldungen von De-

I bringen und anderseits die im Art. VI vorge-

" 

sehene Höhe des Zinsniveaus bei Anleihen, Dar­
lehen und sonstigen Krediten sowie die, im 
Art. VII vorgesehene Höhe d~r Haftungssummen 
für vom Bundes-, Wohn- und Siedlungsfonds so­
wie vom Wohnhaus-Wiederaufbaufonds durchzu-
führende Finanzoperationen betreffen. Unter Be­
rücksichtigung" dieser Abänderungsanträge wurde 
der Text des Bundesfinanzgesetzes mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Der S y s t e m i sie run g s p I a n der 
K r a f t-, L u f t- und Was s e r f a h r z e u g e 
des B und e s wurde unter Berücksichtigung 
eines vom Abg. Dr. Hau s e r gestellten Ab­
änderungsantrages betr. Aufnahme eines zu­
sätzlichen Motorflugzeuges, das von einer ge­
werblichen Schule gebastelt wurde, mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Der E v e n t u a I vor ans chi a g wurde 
ebenfalls mit Stimmenmehrheit unter Berück­
sichtigung von zwei Abänderungsanträgen des 
Abg. Dr. Hau s e r, durch welche die Ansätze 
bei den Kapiteln Unterricht und Kunst berichtigt 
und eine ergänzende Fußnote im Zusammenhang 
mit dem vom Nationalrat bereits verabschiedeten 
Forschungsförderungsgesetz eingefügt werden, 
angenommen. 
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650 der Beilagen 5 

Der Die ns t pos t e n p I a n wurde mit Be­
richtigungen, die von Abg. Dr. Hau se r bean­
tragt wUI'den, mit Stimmenmehrheit angenom­
Itlen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
als Ergebnis seiner Beratungen den A n t rag, 
der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1968 (630 der Beilagen und Zu 630 der Beila­
gen) unter Berücksichtigung der Druckfehler-

. /'t berichtigung (656 der Beilagen) mit den a n­
g e s chi 0 s sen e n A b ä n ,d e run gen samt 
dessen 
Anlage I - Bundesvoranschlag in der Fassung 

der Spezialberichte, 
Anlagen I a bis I d - Gesamtübersichten in 

,der sich aus den Abänderungen bei Bera­
tungsgruppe XI ergebenden Fassung, 

Dipl.-Ing. Fink 
Generalberichterstatter 

Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes (Anlage zum 
Bundesvoranschlag) unter Berücksichtigung 
der Druckfehlerberichtigungen beziehungs­
weise drucktechnischen Korrekturen (656 
der Beilagen) mit den a n g e s chi 0 s s e- . /2 
n e n A b ä n der u n gen, 

Anlage II - Eventualvoranschlag (einschließ-
lich Anlagen II a und II b) mit den a'n g e- '/3 
s chi 0 s sen e n A b ä n cl e run gen, 

Anlage III - Dienstpostenplan unter Berück­
sichtigung der Druckfehlerberichtigung (656 
der Beilagen) mit den an g e s chi 0 s s e- . /4 
nen Abänderungen 

wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Wien,· am 22. November 1967 

Machunze 
Obmann 
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6 650 der Beilagen 

Abänderungen 
zum Text des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1968 in 630 der Beilagen 

1. Art. 11 Ahs. 1 hat zu lauten: 2. Artikel VI Z. 1 lit. a hat zu lauten: 

"Artikel 11. (1) Die Zusammenfassung der im 
beigedruckten Bundesvoranschlag (Anlage I) fest­
gesetzten Ausgaben und Einnahmen ergibt fol­
gende Schlußsummen: 

"a) wenn der nominelle Zinsfuß, bezogen auf 
ein Jahr, bei Zinsenzahlungen im nach­
hinein nicht mehr als fünf vom Hundert 
über dem im Zeitpunkt der Kreditauf­
nahme geltenden Zinsfuß für Eskontierun-Millionen Schilling 

a) Ordentliche Gebarung: 

Ausgaben ................. 81.177"192 
Einnahmen ................ 77.654'659 

gen der Oesterreichischen Nationalbank 
(§ 48 Abs. 4 des Nationalbankgesetzes, 
BGBl. Nr. 184/1955) beträgt," 

Abgang ... 

b) Außerordentliche Gebarung: 

Ausgaben ................ . 
Einnahmen ................ . 

3.522'533 

3.467'178 

3. Im Artikel VII Albs. 1 tritt in Z. 3 und 4 
jeweils an Stelle des Betrages von ,,400 Millionen 
Schilling" der Betrag von ,,500 Millionen Schil­
ling" . . ...... ' 

Abgang. . . 3.467'178 

Gesamtgebarungsabgang ... 6.989'711" 

Abänderungen 
zum Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge des Bundes für das 

Jahr 1968 

331 Der Ansatz 110 ist samt Ansatzbezeichnung wie folgt richtigzustellen: 
,,111 Bundesministerium für Inneres (Zweckaufwand):" 

Nach dem Ansatz 12411 ist folgende Zeile einzufügen: 

Ansatz Bezeichnung Motorflugzeuge Summe 
Gewichtsklasse A 1968 

12801 Technische und gewerbliche Lehranstalten. . . . 1 1 

In der Zeile "Kapitel 01 bis 80 (Summe)" ist abzuändern: 
Motorflugzeuge, Gewichtsklasse A ...................................•... 
Summe 1968 ......................................................... . 

von 

12 
41 

richtigzustellen 

auf 

13 
42 
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Abänderungen 
zum Eventualvoranschlag für das Jahr 1968 in630 der Beilagen 

1. Auf Seite 188 haben die Ansätze zum Kapitel 12 "Unterricht" und zum Kapitel 13 "Kunst" 
richtig zu lauten: 

1 2 

1 2 1 0 6 
12216 
1 222 6 
12236 
1 2 3 0 3 
1 232 3 
1 2 3 3 3 
1 2 4 0 3 
1 262 3 
12703 
1 2 7 0 6 
12723 

12726 

12733 
1 2 7 6 3 
1 280 3 
1 281 3 

1 2 8 2 3 

1 

1 
1 
1 
1 

1 

1 
1 
1 

3 

301 6 
3 303 
3 4 0 6 
3 503 

3 506 

360 3 
360 6 
3 8 0 3 

Bundesvoranschlag 1967 

Ausgaben 

----- -----'--,---------,-----

__ ~a_u~_:~:~ _I v::~~;s-_I ___ ~_um_me __ 

Millionen Schilling 

Unterricht 

12 Hochschulische Einrichtungen; Förderungsausgaben ... 11·000............ 11·000 
11 Volksbildung; Förderungsausgaben .................. 4·500.. . . . . . . . .. . 4·500 
11 Sportförderung; Förderungsausgaben ................ 3·500. . .. . ... .... 3·500 
11 Jugendförderung; Förderungsausgaben ............... 4·500. . ...... . . .. 4·500 
12 Hochschulen; Anlagen ............................. ............ 16·600 16·600 
12 Wissenschaftliche Anstalten; Anlagen ................ ............ 1·600 1·600 
12 Bibliotheken; Anlagen.............................. ............ 1·000 1·000 
11 Bundesheim- und Sportverwaltung ; Anlagen . . . . . . . . .. ............ 3·000 3·000 
11 Bundesstaatliche Volksbildungseinrichtungen ; Anlagen.. ............ 1·000 1·000 
11 Allgemeinbildende Höhere Schulen; Anlagen.......... ............ 11·000 11·000 
11 Allgemeinbildende Höhere Schulen; Förderungsausgaben 4·900... .. .. . .. . . 4·900 
11 Pädagogische Akademien und' Pädagogische Institute; 

Anlagen ........................................ ............. 3·000 3·000 
11 Pädagogische Akademien und Pädagogische Institute; 

Förderungsausgaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14·000. . . . . . . . . . . . 14·000 
11 Bildungsanstalten; Anlagen ......................... ............ 1·000 1·000 
11 Bundeskonvikte und Schülerheime; Anlagen.......... ............ 3·000 3·000 
11 Technische und gewerbliche Lehranstalten; Anlagen:.. ............ 5·000 5'·000 
11 Lehranstalten für Frauenberufe und Bekleidungsgewerbe ; 

Anlagen ........................................ ............ 3·000 3·000 
11 Handelsakademien und Handelsschulen; Anlagen...... ............ 0·800 0·800 

1--------1-------1--------
Gesamtausgaben 12... 42·400 50'000 92·400 

1-----------1------------1---------
Kunst 

8·000 13 Musik und darstellende Kunst; Förderungsausgaben . . . . . . . . . . . . . . . 8·000 
13 Museen; Anlagen.................................. . ..... ,..... 4·000 4·000 
13 Bundesdenkmalamt; Förderungsausgaben ............. 11·300............ 11·300 
13 Bundesstaatliche HauptsteIle für Lichtbild und Bildungs-

film ; Anlagen ................................... ............ 0·400 0·400 
13 Bundesstaatliche HauptsteIle für Lichtbild und Bildungs-

film ; Förderungsausgaben ........................ 4·000. .. . . . .. .. .. 4·000 
12 Kunstakademien und Kunstschulen;Anlagen ......... ............ 8·000 8·000 
12 Kunstakademien und Kunstschulen; Förderungsausgaben 0·347............ 0·347 
43 Österreichische Kulturinstitute; Anlagen ............. ............ 0·600 0·600 

1--------1·-------1--------
13·000 36·647 23-647 Gesamtausgaben 13 ... 

1---------·1-----------,1-----------

Entsprechend diesen Abänderungen sind auch die Gesamtausgaben auf Seite 190 sowie die 
Anlagen IIa und IIb auf den Seiten 191 bis 193 richtigzustellen. 

2. Auf Seite 189 ist bei der Ansatzbezeichnung ,,1163156" neben dem angegebenen Aufgaben-
bereich 12 die Fußnotenbezeichnung ,,1)" zu setzen. ' 

Diese Fußnote hat zu lauten: 

,,') Zuwendung an den Forsehungsiörduungsfonds der gewerblichen Wirtschaft gemäß Bundesgeaetz vom 25. Oktober 1967 zur Förduung 
der wioaenschaftllehen Forsehung (Forsehuogsförderungsgesetz)." 
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'I I 4 

Abänderungen 
zum Dienstpostenplan für das Jahr 1968· (Anlage 111 zum Bundesfinanzgesetz in 630 der 

Beilagen) 

Seite Ansatz und Berichtigung 

272 In den Personalständen 
273 A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 
274 A .. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II (saison- oder teilbeschäftigt) 

ist "Internate für forstliche Ausbildungsstätten" durch "Internat Ossiach" zu 
ersetzen. 

275 Die Dienstrangbezeichnung bei der Verwendungsgruppe D, Dienstklasse IV, hat 
zu lauten: 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 
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Minderheitsbericht 

Gemäß § 34 der Geschäftsordnung des Natio­
nalrates erstattet die sozialistische Fraktion des 
Finanz- und Budgetausschusses zur Regierungs­
vorlage betreffend das Bundesfinanzgesetz für 
das Jahr 1968, 630 der Beilagen, nachstehendes 
abgesondertes Gutachten: 

Die unterzeichneten Abgeol'dneten u~d dar­
über hinaus die gesamte sozialistische National­
ratsfraktion lehnen das Bundesfinanzgesetz für 
das Jahr 1968 mit Ausnahme des Kapitels 01 
(Präsidentschaftskanzlei) sowohl aus grundsätz­
lichen überlegungen als auch im Hinblick auf 
die Gestaltung des Allgemeinen Teiles bzw; der 
einzelnen Kapitel des Bundesfinanzgesetzes ab. 

Der Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das 
Jahr 1968 ist in' einer Zeit vorgelegt wONen, in 
der si<;h die Lage der österreichischen Wirtschaft 
in zunehmendem Maße verschlechtert. Sowohl 
die öffentlichkeit als auch die Fachwelt sind in 
den letzten Monaten über ·die unbefriedigende 
Wirtschaftsentwicklung immer mehr besorgt. 
Die österreichische Wirtschaft befindet sich in 
einer Phase hartnäckiger Stagnation, die zu 
einem Großteil auf die Konzeptlosigkeit der 
öVP-Regierung zurückzuführen ist. 

Mit dem' sich rapid verlangsamenden Wirt­
schaftswachstum geht eine bedrohliche Entwick­
lung auf dem Preissektor Hand in Hand; der 
Finanzminister hat selbst erklärt, daß vom Bud­
get 1968 Preiserhöhungen ausgehen wel'den. Die 
Regierung löst eine Lawine der Preissteigerungen 
aus, die schwere Belastungen für die Konsumen­
ten mit sich bringt und ihren Lebensstandard be­
schneidet. Auch die Entwicklung des Arbeits-

'marktes weist mit aller Deutlichkeit darauf hin, 
daß bei Anhalten dieser negativen Entwicklungs­
tendenzen die Vollbeschäftigung gefährdet ist. 

Schon einige wenige Zahlen veranschaulichen 
die negativen Entwicklungen der österreichischen 
Volkswirtschaft: . 

Zuwachsraten des realen 
Bruttonationalpro­
duktes gegenüber 
dem Vorjahr (ohne 

1968 

Landwirtschaft) 4'3010 
Normalindex (VPI o. S.) 3'4010 

1966 

4'2% 
3'4010 

1967 
(gesffiätzt) 

Die Regierung hat dieser besorgniserregenden 
Wirkung bisher tatenlos zugesehen. Die von ihr 

verfügten Preis- und Tariferhöhungen sowie die 
sogenannten Wachstumsgesetze haben wohl zu 
einer Umschichtung ,der Einkommensverhält­
nisse, nicht aber zu einem Wirtschaftswachstum 
geführt. Das Budget 1968 trägt den volkswirt­
schaftlichen Notwendigkeiten neuerlich in keiner 
Weise Rechnung. Nicht fachlich fundierte über­
legungen haben dieses Budget geboren, sondern 
der Kampf der öVP-Bünde in der Regierung 
haben- seinen Umfang und sein Aussehen be­
stimmt. Wenn nicht wirtschaftspolitische Kon­
zepte- auf längere Sicht geplant - die Gewähr 
für volkswirtschaftlich . richtige Maßnahmen 
bieten, müssen die durch die Regierung vom 
Volk verlangten Opfer sinnlos bleiben, ja durch 
dIe ständige Schwächung des Konsums geradezu 
das Gegenteil c.er verheißenen Wirkung hervor­
rufen. 

Wo liegen nun die Gründe für die unbefrie­
digende Entwicklung unserer Republik unter der 
öVP-Regierung? 

Vor allem in gen von der Regierung nicht­
erkannten tiefreichenden Strukturschwächen der 
österreichischen Volkswirtschaft. Die sogenannten 
"Wachstumsgesetze" -die den Staat jährlich 
rund 2 Milliarden Schilling kosten - sind nicht 
geeignet, die veraltete Investitionsstruktur zu 
verbessern. Ihre Konstruktion erlaubt dem Staat 
nur, zu zahlen. 

Als weiterer negativ wirkerider Faktor der 
Regierungspolitik stellt sich ihre unbedachte 
Haltung gegenüber der europäischen Integration 
dar. Durch ihre unmotivierte und unrealistische 
EWG-Politik bringt die Regierung nicht nur 
größte Unsicherheitselement-e für weite Bereiche 
der österreichischen Wirtschaft, sondern ist auch 
auf dem besten Wege, den mühsam aufgebauten 
EFTA-Hande1, der bereits an die 50% des Han­
dels mit der EWG beträgt, als Bagatelle abzutun 
und in hohem Maße zu gefähl'den. 

Die Regierung erkennt auch in zu geringem 
Maße ,die direkte Verantwortung, die sie für be­
stimmte Wirtschaftsbereiche (wie etwa die Ver­
staatlichte Industrie, die Energiewirtschaft, die 
Post- und Telegraphenverwaltung, die Bundes­
bahnen, die Bauwirtschaft, die Elektroindustrie 
usw.) trägt. Der Staat ist auf Grund seiner wirt­
schaftlich ,dominierenden Stellung als Eigen­
tümer oder Auftraggeber verpflichtet und be-
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10 650 der Beilagen 

fähigt, die Entwicklung in hohem Maße LU be­
stimmen und zu lenken. 

Gemessen an diesen FOl'derungen einer moder­
nen und sinnvollen Wirtschaftspolitik, enttäuscht 
das Budget 1968 der öVP-Regierung auf allen 
Linien. Schon die Budgets 1966 und 1967 ent­
hielten umfangreiche und ungerecht verteilte Be­
lastungen für uie Bevölkerung (Preissteigerungen 
bei den Grundnahrungsmitteln, Benzinpreiser­
höhung, Tariferhöhung bei Bahn und Post usw.). 
Diese Linie wil'd mit dem Budget 1968 in noch 
verstärktem Maße fortgesetzt. Die Erhöhung der 
Umsatz- und der Ausgleichsteuer sowie die 
ganze Reihe anderer kostensteigernder bzw. ein-

_ kommenkürzender Belastungen (Kürzung von 
Zuschüssen an Sozialversicherungsträger, Tabak­
steuererhöhung, Streichungen von ,der Aus­
gleichsteuerfreiliste für Kunstfette, Margarine 
und öle, Erhöhung der Verwaltungsabgaben, 
Justizgebühren, Bundestheaterpreise usw.) sind 
nicht auf die Einkommenshöhe der einzelnen 
Staatsbürger abgestimmt und belasten aus diesem 
Grunde die Empfänger kleinerer und mittlerer 
Einkommen - also den überwiegenden Teil der 
Arbeiter, Angestellten, Beamten, Handels- und 
Gewerbetreibenden, kleineren Bauern, Pensio­
msten sowie ihre Familien - unverhältnismäßig 
stärker als 'die Empfänger großer Einkommen. 
Besond.ers bezeichnend ist die Tatsache, daß der 
Finanzminister bei der Erstellung des Budgets 
1967 Preisstützungen für landwirtschaftliche Er­
zeugnisse abgtJbaut hat, woraus sich erhebliche 
Preiserhöhungen für die Konsumenten ergaben, 
aber bereits wieder im Budget 1968 eine Gesamt­
erhöhung der Preisausgleiche um 178 Millionen 
Schilling auf rund 2·S Milliarden Schilling vorge­
nommen hat, wobei allein der Milchpreisausgl~ich 
um 311 Millionen Schilling auf rund 1·6 Milliar­
den Schilling angestiegen ist. Die von diesem 
Budget ausgehenden Wirkungen müssen zu 
weiteren Preissteigerungen führen. 

Auf der Ausgabenseite des Budgets läßt dessen 
Struktur jede systematische Förderung des Wirt~ 
schaftswachstums vermissen. Es muß darauf hin­
gewiesen werden, daß im Budget 1968 die In­
vestitionen (zuzüglich der Investitionsförderung) 
um rund 800 Millionen Schilling gekürzt worden 
sind und auch die verbleibenden Investitionen 
nur zum Teil konjunkturwirksam werden. Hin~ 
sichtlich der auf Grund des im Budget veran~ 
schlagten Abganges in Höhe von rund 6·9 Mil~ 
liarden Schilling (ohne Berücksichtigung der im 
sogenannten Eventualvoranschlag aufgezählten 
Ausgabeansätze in Höhe von rund 2·4 Milliarden 
Schilling) steigenden Staatsschuld vertritt die 
sozialistische Parlamentsfraktion den Standpunkt, 
daß eine erhöhte StaatsverschuMung nur zu 
rechtfertigen ist, wenn sie einen Wirtschaftsauf~ 
schwung einzuleiten vermag. Diese Hoffnung 

rechtfertigt jedoch das vorliegende Budget in 
keiner Weise. Die erhebliche Neuverschuldung 
dient nämlich keineswegs überwiegend der Er~ 
höhung von Investitionsausgaben, sondern ihr 
Erlös wird zum größten Teil zur Finanzierung 
laufender Ausgaben verwendet. 

Da im übrigen die öVP-Regierung sich auf 
kein einheitliches wirtschaftspolitisches Konzept 
einigen konnte, ist zu befürchten, daß die er­
höhte Staatsverschuldung die selbständige Bud~ 
getpolitik all!11ählich ausschaltet und die wirt­
schaftspolitischen Aktionsmöglidlkeiten in Zu­
kunft völlig hemmt. 

Das Budget 1968 enthält eine als Eventual­
voranschlag bezeichnete Liste diverser Ausgaben 
im Gesamtbetrag von rund 2·4 Milliarden Schil­
ling, die durch zusätzliche Kreditaufnahmen des 
Bundes gedeckt werden sollen. Grundsätzlich ist 
festzuhalten, daß der sogenannte Eventualvor­
anschlag nichts anderes als das unverbindliche In­
aussichtstellen von BUidgetüberschreitungsge­
setzen und weiteren erheblichen Kreditaufnah­
men ist. Dieses Vorgehen entspringt einerseits 
dem politischen Bedürfnis der öVP, die nicht 
ausgeglichene Auseinandersetzung ihrer Bünde in 
das kommende Finanzjahr zu verschieben, und 
andererseits dem Motiv, im Wege einer rein 
propagandistischen Maßnahme das Investitions­
volumen des Bundes wesentlich höher erscheinen 
zu lassen, als es in Wirklichkeit ist. Es kann 
weder gesagt werden, ob derartige Budgetüber­
schreitungsgesetze im Laufe des Jahres 1968 über­
haupt erlassen werden, noch welchen vom soge­
nannten Eventualvoranschlag abweichenden tat­
sächlichen Inhalt sie haben werden. Außerdem 
hat der Bundesminister für Finanzen an den 
Eventualvoranschlag die im or,dentlichen Haus­
halt getroffenen Kürzungen vom Verwaltungs­
aufwand wieder eingesetzt. 

Zu all diesen schwerwiegenden Bedenken gegen 
das Budget 1968 kommt die Tatsadle, daß auch 
dieses neuerlich schweren verfassungsrechtlichen 
Bedenken begegnet und somit die auftretenden 
Unsicherheitsmomente noch wesentlich verstärkt 
werden. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß das Budget 
der öVP-Regierung die gestiegenen Lasten des 
Staatshaushaltes auf die Bevölkerung in einer 
sozial ungerechtfertigten Weise verteilt. Das 
Budget 1968 widerspricht Erklärungen der öVP 
im Wahlkampf und seither der Bundesregierung 
bzw. einzelner' Mitglieder. Es belastet die Be­
völkerungsgruppen mit geringem Einkommen. 
Insbesondere tritt diese Belastung durch die Um­
satz- und Ausgleichsteuererhöhung, die neue 
Margarinesteuer und sonstigen Gebührener­
höhungen zutage, während die neue Erbschafts­
und Schenkungssteuergesetznovelle gleichzeitig 
Millionären erhebliche Steuergeschenke macht. 
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Die Behauptung der öVP-Regierung, eine 
Politik für alle Österreicher zu betreiben, stellt 
sich daher so dar, daß die große Masse der Öster­
reicher mit kleinen und kleinsten Einkommen 
immer mehr zu zahlen hat und die kleine 
Gruppe der Reichen immer wieder neue Ge­
schenke von einem Staat erhält, dessen Finanz­
kasse durch die Politik der OVP-Regierung zu­
grunde gerichtet wurde. 

Im einzelnen wird darauf hingewiesen, daß die 
OVP-Mehrheit u. a. folgende, von den sozialisti­
schen Abgeordneten im Zuge der Ausschußbe­
ratungen zum Budget 1968 eingebrachten An­
träge ohne Gegenvorschläge abgelehnt hat: 
Entschließungsantrag betreffend Erhöhung der 

Witwenpension nach dem Pensionsgesetz von 
500f0 auf 600/0; 

Entschließungsantrag betreffend Ersatzarbeits­
plätze bei Schließung von Bergbaubetrieben; 

Entschließungsantrag betreffend finanzielle Mittel 
für Zwecke der Bergbauförderung; 

Entschließungsantrag betreffend Zustandekom­
men eines Arrangements Österreichs mit der 
EWG; 

Entschließungsantrag betreffend Erhöhung der 
Witwenpension nach den Sozialversicherungs­
gesetzen von 50% auf 60% ; 

Entschließungsantrag betreffend Studienbei-
hilfen für Schüler der Oberstufe höherer 
Schulen; 

Entschließungsantrag betreffend Gewährung 
einer ausreichenden Entschädigung für Nacht-, 
Sonntags- und Feiertagsdienstleistungen der 
öffentlich Bediensteten; 

Entschließungsantrag betreffend die Vorlage 
eines Sonderprogramms für die Modernisie­
rung der Sicherungs anlagen bei schienen­
gleichen Eisenbahnkreuzungen ; 

Entschließungsantrag betreffend ,die Vorlage 
eines Verkehrskonzeptes; 

Entschließungsantrag betreffend ein Finanzie­
rungsprogramm für die Verstaatlichte Indu­
strie; 

Entschließungsantrag betreffend die Schaffung 
eines Baugrundbeschaffungs- und Assanierungs-
gesetzes; 

Entschließungsantrag 
Ausbauprogramm 
Autobahn; 

betreffend ein langfristiges 
für Bundesstraßen und 

Entschließungsantrag betreffend den Bau emer 
Hochkönig -Bundesstraße; 

Entschließungsantrag betreffend den Verkehrs­
anschluß des nördlichen Burgenlandes; 

Entschließungsantrag betreffend Berichte der 
BUl1'desministerien über die gewährten Sub­
ventionen; 

Entschließungsantrag betreffend die Möglich­
keiten ,des konjunktui- und wachstumspoliti­
schen Einsatzes der Steuerpolitik; 

'Entschließungsantrag betreffend die Verbesserung 
der Finanzstatistik; 

Entschließungsantrag betreffend den Einsatz 
elektronischer Datenverarbeitungsanlagen in 
der öffentlichen Verwaltung; 

Entschließungsantrag betreffend den konjunktur­
politischen Einsatz der Bundesschuld; 

Entschließungsantrag betreffend ,die Verein­
fachung ,des Steuerrechtes; 

Entschließungsantrag betreffend die Vorziehung 
der Bonuszahlung für schadenfreies Fahren im 
Rahmen ·der Kfz-Haftpflichtversicherung auf 
das Jahr 1968; 

Entschließungsantrag betreffend einen Bericht 
über den mit. den einzelnen Begünstigungen 
der Steuergesetze verbundenen Steuerausfall ; 

Entschließungsantrag betreffend die Nichtaner­
kennung von Mitgliedsbeiträgen und anderen 
Zuwendungen an freiwillige Interessenvertre­
tungen als Betriebsausgaben; 

Entsch,ließungsantrag betreffend Gewährung einer 
Entschä'digung der durch ,die italienischen Ent­
eignungsgesetze schwer betroffenen Kärntner 
Grenzbauern. 

Die Beratungen der Budgets 1966 und 1967 
sowie die Behandlung der auch heuer von den 
Sozialisten eingebrachten Anträge haben gezeigt, 
daß alle Versuche der sozialistischen Opposition, 
den verhängnisvollen politischen Kurs der öVP 
durch konstruktive Vorschläge zu korl."ligieren, 
von der ÖVP-Mehrheit diskussionslos nie,derge­
stimmt werden. Deshalb werden die Sozialisten 
ihre Alternativen zu dieser Politik nicht mehr 
der ÖVP~Regierung, sondern im Laufe des 
Jahres 1968 dem österreichischen Volk vorlegen.' 

DDr. Pittermann 

Czette1 Dipl.-Ing. Dr. O. Weihs 
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650 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe I 

Kapitel 01: Präsidentschaftskanzlei 
Kapitel 02: Bundesgesetzgebung 
Kapitel 03: Verfassungsgerichtshof 
Kapitel 04: Verwaltungsgerichtshof 
Kapitel 06: Rechnungshof 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in der 
Beratungsgruppe I zusammen ge faßten Kapitel 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 in 
seiner Sitzung vom 6. November 1967 der Vor­
beratung unterzogen. 

Für das kommende Jahr sind in der gegen­
ständlichen Gruppe Ausgaben von insgesamt 
153'392 Millionen Schilling vorgesehen. Hievon 
entfallen 41'737 Millionen Schilling auf persön­
liche und 99'126 Millionen Schilling auf sachliche 
laufende Ausgaben; die Vermögensgebarung ist 
mit 6'529 Millionen Sd1illing dotiert. Gegenüber 
1967 zeigt sich somit eine Gesamterhöhung von 
8767 Millionen Schilling. An Einnahmen werden 
insgesamt 2'803 Millionen Schilling erwartet. Dies 
bedeutet .gegenüber 1967 eine Erhöhung um 
146.000 S. 

Bei Kapitel 01, Präsidentschaftskanzlei, sind in 
Summe 12'163 Millionen Schilling, das sind um 
307.000 S weniger als für 1967, veranschlagt. An 
Einnahmen wird mit 54.000 S gerechnet. Die 
Minderausgaben im Sachaufwand ergeben sich 
dadurch, daß für das kommende Jahr mit ge­
rmgeren Ausgaben für offizielle Staatsbesuche ge­
rechnet wird. 

Bei Kapitel 02, Bundesgesetzgebung, sind in 
Summe 91'327 Millionen Schilling, das sind um 
6'15 Millionen Schilling mehr als für 1967, prä­
liminiert. Auf den Nationalrat entfallen hievon 
81'372 Millionen Schilling und auf den Bundes­
rat 9'955 Millionen Schilling. Die Einnahmen sind 
mit 2'043 Millionen Schilling um 132.000 S höher 
als für 1967 angesetzt. Der vermehrte Sachauf­
wand ist im wesentlichen durch die Intensivierung 
der parlamentarischen Tätigkeit sowie durch die 
Erhöhung der Entschädigung der Mitglieder der 
beiden gesetzgebenden Körperschaften im Zu­
sammenhang mit den Bezugserhöhungen für die 
öffentlich Bediensteten bedingt. 

Bei Kapitel Ol, Verfassungsgerichtshof, sind in 
Summe 3'678 Millionen Schilling, das sind um 
318.000 S mehr als für 1967, vorgesehen. Die 
Einnahmen sind mit 40.000 S gleich hoch wie im 
laufenden Jahr. Die höheren Erfordernisse im 
Sachaufwand sind hauptsächlich durch den stei­
genden Aktenanfall und durch die dadurch not­
wendige längere Dauer der Verhandlungsperioden 
verursacht. 

Bei Kapitel 04, Verwaltungsgerichtshof, sind in 
Summe 15'819 Millionen Schilling, das sind um 
1'428 Millionen Schilling mehr als für 1967, ver- . 
anschlagt. An Einnahmen wird mit 474.000 S, 
annähernd gleich viel wie für 1967, gerechnet. 
Die höheren sachlichen Ausgaben ergeben sich 
infolge einer Generalsanierung des Gerichtsge­
bäudes und der damit verbundenen Adaptie­
rungskosten. 

Bei Kapitel 06, Rechnungshof, sind in Summe 
24'405 Millionen Schilling, das sind um 1"178 Mil­
lionen Schilling mehr als für 1967, präliminiert. 
Die Einnahmen sind mit 192.000 S gleich noch 
wie im laufenden Jahr angesetzt. Die Mehraus­
gaben im Sachaufwand sind im wesentlichen auf 
eine gesteigerte Einschautätigkeit zurückzuführen. 

Die bei allen Kapiteln generell festzustellende 
Erhöhung des Personalaufwandes ergibt sich aus 
den Bezugserhöhungen im öffentlichen Dienst. 

In der Debatte ergriffen außer dem Spezial­
berichterstatter die Abgeordneten DDr. Pi t t e r­
mann,"Dr. Withalm, Dr. van Tongel, 
Dr. Tu 11, Robert W eis z, Dkfm. An d r 0 s eh, 
Re gen s bur ger, Dipl.-Ing. Oskar W e i h s, 
Dr. B rod a, GI ase rund Wie 1 a n d ne r das 
Wort. Zu den aufgeworfenen Problemen ~ahmen 
der Präsident des Nationalrates. Dr. Mal eta, 
der Präsident des Rechnungshofes Dr. K a n­
du t s c h und Staatssekretär Dr. G r u be r 
Stellung. 
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2 650 der Beilagen 

Bei der Abstimmung am 22. November 1967 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der Be­
ratungsgruppe I in der Fassung der Regierungs­
vorlage mit' Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit der 
Fjnanz~ und Budgetausschuß den A n t rag, der 
Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 01: "Präsidentschaftskanzlei" 
dem Kapitel 02: "Bundesgesetzgebung" 

Gabriele 
Spezialberic:hterstatter 

dem Kapitel 03: "Verfassungsgerichtshof" 
dem Kapitel 04: "Verwaltungsgerichtshof" 
und 
dem Kapitel 06: "Rechnungshof" 

des Bundesvoranschlages für ,das Jahr 1968 
(630 der Beilagen)' wird die. verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Wien, am 22. November 1967 

, Machunze 
Obmann 
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650 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 

Spezialbericht ZU ~ Beratungsgruppe 11 

Kapitel 10: Bundeskanzleramt mit Dienststellen 
Kapitel 70: Staatsdruckerei 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in I deskanzleramt veranschlagt, deren Aufgabe die 
der Beratungsgruppe II zusammengefaßten Ka- Koordinierung und Programmierung der laufen­
pitel 10 und 70 des BundesvoransChlages für das den internationalen wirtschaftlichen Maßnahmen 
Jahr 1968 am 6. November 1967 der Vorber:l,- ist und der die GesChäftsführung des' ERP-Fonds 
tung unterzogen. obliegt. Der genannten Sektion ist die österrei-

Im Bundesvoranschlag sind tür Kapitel 10 chische Delegation bei der OE CD in Paris ange­
"Bundeskanzleramt mit Dienststellen" fUr das schlossen. Zur Durchführung dieser Aufgaben 
Budget jahr 1968 an Ausgaben insgesamt werden im Jahre 1968 insgesamt 24,793.000 S er-
240,405,000 S ausgewiesen. Von diesem Betrag forderlich sein. Dieser Betrag liegt um 1,154.000 S 
entfallen auf die Personalausgaben 111,682.000 S unter dem des Vorjahres. Das Mindererfordernis 
und auf die sachlichen Ausgaben 128,723.000 S. ist vor allem durch innerorganisatorische Maß­
Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1967 bedeutet nahmen, so zum Beispiel durch Auflösen der 
dies eine Erhöhung beim Personalaufwand um Wirtschaftlichen Verbindungsstelle in Washing-
8,564.000 S und beim Sachaufwand um ton, bedingt. 
13,141.000 S. 

Der Mehrbedarf beim Personalaufwand ist im 
wesentlichen auf die Bezugserhöhung auf Grund 
der 17. Gehaltsgesetznovelle (BGBl. Nr. 236/ 
1967) und der 13. Vertragsbedienstetengesetz­
novelle (BGBl. Nr. 237/1967) sowie der erstmali­
gen Veranschlagung von Dienstgeberbeiträgen 
zum Kinderbeihilfenfonds beim "Staatsarchiv 
und Archivamt" und beim "Statistischen Zentral­
amt" zurückzuführen, dem die Auswirkung der 
Verringerung des veranschlagten Standes um 
34 Bedienstete gegenübersteht. 

Die Einnahmen bei Kapitel 10 "Bundeskanzler­
amt 'mit Dienststellen" werden im kommenden 
'Jahr 14,788.000 S betragen, was eine Erhöhung 
um 2,630.000 S gegenüber dem Jahre 1967 be­
deutet: 

Bundeskanzleramt 
Unter Ansatz 1000 ist der Aufwand für die 

allgemeinen Sektionen des Bundeskanzleramtes, 
das sind die Sektionen I bis III, ausgewiesen. Das 
Erfordernis ist hier mit 109,998.000 S, das ist 
um 13,406.000 S höher als im Vorjahr, veran­
schlagt. 

Unter Ansatz 1001 werden die Ausgaben der 
Sektion für wirtschaftliche Koordination im Bun-

Nachgeordnete Dienststellen 

Die AufwendungenJür das S t a a t s are h i v 
und Are h i v amt, die unter Ansatz 101 im 
Voranschlag aufscheinen, werden im kommenden 
Jahr 10,644.000 S betragen, von welchen 
9,220.000 S auf den Personalaufwand «ntfallen. 
Gegenüber dem Vorjahr ergibt sich 
eine Erhöhung des Personalaufwandes um 
745.000 S - zurückzuführen auf Bezugserhöhun­
gen und erstmalige Veranschlagungen von Bei­
trägen zum Kinderbeihilfenfonds - und des 
Sachaufwandes um 55.000 S. Der Verwaltungs­
aufwand ist mit einem Betrag von 1,171.000 S 
veranschlagt, aus ,dem auch die Kosten der In­
standhaltung und der Ergänzung der Archiv­
bestände bestritten werden. 

Das S tat ist i s eh e Zen t r a I amt, dessen 
Aufwand unter dein Ansatz 102 ausgewiesen ist, 
wird im Jahre 1968 zusätzlich zu den laufend 
durchzuführenden Zählungen die Arbeiten der 
Nichtlandwirtschaftlichen Betriebszählung abzu­
schließen, aber jene der Steuerstatistiken weiter­
zuführen haben. Der Personalaufwand wird mit 
57,152.000 S beziffert und liegt somit um 
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2 650 der Beilagen 

5,189.000 S über dem Betrag des Vorjahres. Der I vor allem auf die Erhöhung des Ansatzes 70347 
Unterschiedsbetrag ist auf die bereits eingangs für Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtun­
erwähnten Bezugserhöhungen und die erstmalige gen) um 12,004.000 S zurückzuführen. Diese Er­
Veranschlagung von Dienstgeberbeiträger zum höhung entspringt einesteils aus der zuerwar­
Kinderbeihilfenfonds, welchem eine Verminde- tenden Steuernachzahlung für das Jahr 1966, das 
rung des Personalstandes gegenübersteht, zurück- mit einem unerwartet hohen Betriebsgewinn von 
zuführen. Der Verwaltungs aufwand des öster- 13,576.772 S abgeschlossen hat, und andernteils 
reich ischen Statistischen Zentralamtes wird aus den zu erwartenden höheren Steuerverpflich-
23,234.000 S, also um 1,074.000 S mehr als im tungen infolge des höheren Umsatzes. 
Vorjahr, betragen. Dieser Mehrbedarf ist auf die 
Kosten der Durchführung von kurzfristigen 
periodischen Stichprobenerhebungen (Mikrozen­
sus) zurückzuführen. Eine solche Erhebung wurde 
im 4. Vierteljahr 1967 erstmalig durchgeführt 
lind soll von da an laufend vierteljährlich vorge­
nommen werden. 

österreichische Staatsdruckerei 

Im Bundesvoranschlag der österreichischen 
Staatsdruckerei sind für das Budget jahr 1968 für 
den Personalaufwand 98,883.000 S und für den 
Sachaufwand 105,335.000 S, somit insgesamt 
i04,218.000 S, vorgesehen. 

Die Betriebseinnahmen konnten auf Grund der 
Auftrags- und Preisentwicklung in den letzten 
Jahren mit 197,679.000 S präliminiert werden, 
das sind rund 31,849.000 S mehr, als für das Jahr 
1967 veranschlagt sind. 

Der voraussichtliche Abgang im Geschäftsjahr 
1968 von 6,539.000 S ist um 2,388.000 S höher als 
für 1967 vorgesehen. 

Bei den Ausgaben mußte der Ansatz 702 für_ 
Personalaufwand gegenüber dem Vorjahr wegen 
der Erhöhung der Kollektivvertragslöhne der 
graphischen Arbeiter ab 15. Mai 1967 sowie 
wegen der Bezugsregulierung der öffentlich Be­
diensteten ab 1. August 1967 um 13,181.000 S 
höher veranschlagt werden. 

Beim Sachaufwand scheint gegenüber dem Vor­
jahr eine Erhöhung um 21.056.000 S auf. Sie ist 

Gabriele 
Spezialberichterstatter 

An der ausführlichen Debatte des Finanz- und 
Budgetausschusses über die Beratungsgruppe II 
beteiligten sich außer dem Berichterstatter die 
Abgeordneten Dr. van Ton gel, S t 0 h s, Ro­
bert We i s z, San dm eie r, Dipl.-Ing. Dok­
tor Oskar W e i h s, W e i k h art, S k r i t e k, 
G run dem a n n - F alk e n b erg, U 1 b r ich, 
Re geh s bur ger, K 0 n i r, GI ase r, DOK­
tor Tun Wie 1 a n d n e rund J u n g wir t h. 
Bundeskanzler Dr. K 1 aus sowie die Staatssekre­
täre Dr. Gruber- und Dr. Koren n~hmen 
zu den, in der Debatte aufgeworfenen Fragen 
Stellung. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1967 
hat der Finanz- und Budgetausschuß die finanz­
gesetzlichen Ansätze der zur Beratungsgruppe II 
gehörenden Teile des Bundesvoranschlages un­
verändert mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
al~ Ergebnis seiner Beratungen den A n t rag, 
der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 10: "Bundeskanzleramt mit 
Dienststellen" und 

dem Kapitel 70: "Staatsdruckerei" 

des Bundesvoranschlagesfür das Jahr 1968 
(630 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteih. 

Wien, am 22. November 1967 

Mamunze 
Obmann 
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650 der Beilagen zuden stenographischenProtokollen des Nationalrates XI.GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe 111 

Kapitel 20: Äußeres 

Der Fina,nz- und Budgetausschuß hat das Ka­
pitel 20 des Bundesvoranschlag.es für ,das Jahr 
1968 in seiner Sitzung am 13. November 1967 
der V orbera tung unterzogen. -

Der Entwurf zum Bundesvoranschla,g 1968 
weist bei diesem Kapitel Ausgaben in der Höhe 
von 375,857.000 S und Einnahmen in der Höhe 
von 4,865.000 Saus. 

In der Gesamtsumme ,der Ausgaben von 
375,857.000 S ist ein Betrag von 61,335.000 S für 
Beiträge österreichs zu internationalen Organi­
sationenenthalten, und zwar: 

Beitrag zur International Atomic 
Energy Agency .............. . 

Beitrag zum Budget der UN ... . 
Beitrag zum United Nations De-

velopment-Programm ....... . 
Beitrag für InternationaLe Hilfs-

maßnahmen ................ . 
Beitrag für UN-Sonderaktionen .. 
Beitrag zum Europarat ......... . 
Beitrag zur Donaukommission ... . 
Beitrag zum Ständigen Schiedshof 
Trustfonds für Südafrika ....... . 

1,550.000 S 
17,300.000 S 

32,000.000 S 

260.000 S 
5,000.000 S 
4,584.000 S 

500.000 S 
11.000 S 

130.000 S 

Insgesamt. :. 61,335.000 S 

Besonders wurde gegenüber den Vorjahren 
der Beitrag zum United Nations Development­
Programm (Entwicklungshilfe) von rund 17 Mil­
lionen Schilling auf 32 Millionen Schilling erhöht. 

Ferner wurde erstmalig bei Ansatz 1/20008 
"Sonstige Aufwandskredite", Post 7294 für inter­
nationale Konferenzen in Wien ,ein Kredit von 
9,500.000 S veranschlagt. Schließlich sind bei den 
Ansätzen 1/20008 und 1/20108 "Aufwands­
kredite" erstmalig für Kursverluste Kredite in 
der Höhe von 7,050.000 S vorgesehen, die in den 

Dipl.-Ing. Hämmerle 
Spezial berichterstatter 

früheren Jahren beim Bundesministerium für 
Finanzen veranschlagt waren. 

Im Jahre 1968 sind daher leruglich Nettoaus­
gaben des BUll!desministeriums für Auswärtig,e 
Angelegenheiven von 297,972.000 S veranschLagt; 
mit dieser Summe muß nicht nur der persönliche 
Aufwand für 1126 Beamte und Vertragsbedien­
stete, sondern auch d~r "Sachaufwand" für 
72 effektive Vertretungsb'ehöl'den im Ausland 
und für die Diplomatische Akademie bestrittlen 
werden. 

Im Budg,et'entwurt 1968 sind für neu zu er­
öffnende Vertretungsbehörden im Ausland keine 
Kreditmittel eingesetzt. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Spezialberichtel'statterdie Abgeord11leten C z e r­
netz, Dr. Fiedler, Dr. Scrinzi, Doktor 
Ge i ß 1 er, H 0 r e j s, Re g 'e n s bur ger, Dok­
tor Tu I I, Mac h u n z e, G rat z, Dr. Hertha 
F i r n b erg, Dr. Stella K lei n - L ö w, Lu p­
t 0 w i t s, DDr. P i t t e r man n und Doktor 
Kr eis k y. Der Bundesminister für Auswärtige 
Angeleg,enheiten Dr. Ton eie - S 0 r i n j nahm 
zu den in der Debatte aufgeworfenen Fragen und 
Anregungen Stellung. 

Bei der Abstimmung a~ 22. November 1967 
wurde das Kapitel 20 unverändert mit Stim­
menmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner B.eratungen stellt ,der 
Finanz- und Budgetausschuß den A n t rag, der 
Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 20: "Äußeres" 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 
(630 der BeiLagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Wien, am 22. November 1967 

Machunze 
Obmann 
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650 der Beilagen zu ~en stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP • 

. Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das J ahr1968 

Spezialb~richt ZU Beratungsgruppe IV 

Kapitel 11: Inneres 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das Ka­
pitel11: "Inneres" des Bundesvorarischlages für 
das Jahr 1968 in seiner Sitzung vom 7. NOvember 
1967 in Verhandhing gezogen. 

Bei Kapitel 11 sind im Bundesvoranschlag 1968 
für das Bl,mdesministerium für Inneres im ordent­
lichen liaushaltinsgesamt 

Aus gab e n von .......... 2.404,764.000 S 
vorges"h~Q· ' 

Hievon entfallen 
auf den Per s 0 n a 1 a u f-

w a nd . . . . . . . . . . . . . .. . .. . . .. 1.917,068.000 S 
alsO 797% 

und auf den S ach auf w a n d 
insgesamt ................... 487,696.000 S 
somit 20'3%. 

Darüber hinaus sind im Eventualbudget Kre­
dite von 25~500.000 S vorgesehen. 

Die Per s 0 n alk red i te erfuhren gegen­
über dem Vorjahr infölge der durchgeführteriBe­
zugserhöhung eine Steigerung um 127,873.000 S. 

Für den S ach auf w a n d stehen dem 
BUQdesministerium für Inneres um 15,308.000 S 
mehr als 1967 zur Verfügung. Diese Erhöhung 
entfällt jedoch ausschließlich auf gesetzliche und 
andere zwingend notwendige Mehrausgaben, 
während die Kredite für Anlagen und Förderun­
gen gegenüber 1967 um 200/0 gekürzt wurden. 

Bei Titel 0 sind 41,550.000 S für den Aufwand 
der Zen t r a 11 e i tun g veranschlagt. 

Bei Titel 1 sind für den Z w eck auf w a n d 
des Bundesministeriums für Inneres 21,5.02.000 S 
vorgesehen. Hievon entfallen auf die F 1 u g­
pol i z e i und den F 1 \l g r e t tun g s­
die n st 7,092.000 S. 

Für den Z i vii s c hut z stehen im ordent­
lichen Budget ebenso wie im Jahre· 1967 
7,695.000 S zur Verfügung. Mit diesen Kredit­
mitteln sollen vornehmlich die Lehrgänge für 

. alle mit Zivilschutzaufgaben betrauten Personen 
fortgesetzt, die Strahlenspürtrupps weiter aus­
gerüstet und Förderungsmittel für den Zivil-

schutzverband, für, die Feuerwehren und das 
Rote Kreuz bereitgestellt werden. . 

Fü r das W a n der u n g s wes e n ist ein 
Kredit von 252.000 S vorgesehen, der vor allem. 
für die Rückführung mittellos gewordener öster~ 
reicher aus dem Ausland vorgesehen ist. 

Die Aufwendungen für die Anlagenk.redite des 
E n t m i nun g s die n St e s sind mit 400.000 S 
und die Aufwendungen für die K e n n z e i c h­
nun g der S t a at s g ren zen mit 440.000 S 
veranschlagt. Erstma,ls veranschlagt ist beim 
Titel 1 auch der Sachaufw<"!nd für das österreichi­
sche Polizeikontingent für Cypern mit 900.000 S. 
Die Stärke dieses Kontingentes beträgt ·qerzeit 
45 Beamte. 

Bei Titel 2 sind die Kosten für die nachgeord- . 
neten Dienststellen auf Landesebene veran­
schlagt; Aufwand für die politischen Behörden 
6,692.000 S und für die Kriegsgräbedürsorge 
3,617.000 S. 

Titel. 3 enthält· die Aufwendungen für die 
B und e s pol i z e i 1m Gesamtbetrag von 
186,832.000 S. 

Der Ansatz im Verwaltungs aufwand ist um 
13,045.000 S höher als im Jahre 1967. 

Die Anlagenkredite sind gegenüber 1967 um 
4,490.000 S niedriger. Im Eventualbudget sind bei 
diesem Ansatz jedoch 4,860.000 S vorgesehen. 
Die Verbesserung der Motorisierung und insbe­
sondere der nachrichtentechnischen Ausstattung 
wird fortgesetzt werden können. 

Bei Titel 4 ist der Sachaufwand der' Bundes­
gendarmerie mit 211,658.000 S veranschlagt. 

Die Anlagenkredite wurden zwar von 
39,500.000 Sauf 31,185.000 S herabgesetzt, doch 
sind im Eventualbudget 7'6 Millionen Schilling 
zugewiesen, sodaß die Einhaltung des für fünf 
Jahre geplanten Anschaffungsprogramms der 
Bundesgendarmerie für Motorisierung und Aus­
stattung mit Funkgeräten im Rahmen dieses 
Eventualbudgets möglich sein kann . 

Für das N ach r ich t e n wes e n sind im 
Budget 1968 14'4 Millionen Schilling vorgesehen. 
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2 650 ger Beilagen 

Damit soll die Umstellung des Funksprechnetzes 
vom 4 m- auf das 2 rn-Band in den Bereichen der 
Landesgendarmeriekommanden für Tirol und 
Vorarlberg abgeschlossen werden. Außerdem ist 
diese Umstellung im Jahre 1968 bei den Landes­
gcndarmeriekommanden für Oberösterreich und 
Salzburg beabsichtigt. 

Die Zusammenlegung von kleineren Gen­
darmerieposten, ·die den unerläßlichen Anforde-

. r~ngen an Erreichbarkeit, Schnelligkeit des Ein­
greifens und Schlagkraft in keiner Weise mehr 
entsprechen, soll im nächsten Jahr fortgesetzt 
werden. 

Die Ausgaben und Einnahmen für die bei 
Titel 5 veranschlagten "Einrichtungen für Ver­
triebene und Asylwerber" sind auf drei Para­
graphen aufgeteilt. 

Bei § 0 A II g e m ein e Ein r ich tun gen 
sind sachliche Ausgaben von 12,647.000 S prä­
liminiert. Dieser Betrag liegt um 3,034.000 S 
niedriger als im Bundesvoranschlag 1967. 

Bei § 1 ist für F I ü c h tl i n g san s 1: alt e n 
im Jahre 1968 ein Betrag von 3,196.000 S vor­
gesehen. An Anstalten werden derzeit noch die 
Pflegeanstalt für chronisch Kranke in Thalham 
und das Fürsorgeheim in Bad Kreuzen, beide in 
Oberösterreich, geführt. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die 
erhöhten Kredite des S ach auf w a n des im 
Bundesvoranschlag 1968 vor allem zur Ab­
deckung von gesetzlichen und sonstigen zwingen-

Deutschmann 
Spezialberichterstatter 

den Mehraufwendungen verwendet werden 
müssen, während die technische Ausstattung der 
Exekutive nach Maßgabe des Eventualbudgets im 
gleichen Ausmaß wie 1967 verbessert werden soll. 

In der Debatte; die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen die 
Abgeordneten C z e t tel, Dr. v a n Ton gel, 
Dr. Kr a n zirn a y r, Ho r e j s, G run d e­
rn a n n - F alk e n b erg, J u n g wir t h, G a­
b r i eie, Dr. Hertha F i r n b erg, R e gen s­
bur ger, K 0 n i r, S ehe i ben g r a f, 
Ströer, Glaser, Dr. Tull, Wielandner, 
DDr. Pi t t e r man n, Dr. Hau s er, Doktor 
S ta r i b ach e r, A n d r 0 s eh, W e i k h art 
und J u n g wir t h das Wort. Bundesminister 
für Inneres Dr. He t zen aue r beantwortete 
eingehend die in der Debatte an ihn gerichteten 
Fragen. Bundesminister für Finanzen Doktor 
S c h mit z nahm zu grundsätzlichen Fragen be- , 
treffend das Eventualbudget Stellung. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1967 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze des Ka­
pitels 11 in der Fassung der Regierungsvorlage 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 11: "Inneres" 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 
(630 der Beilagen) wird die vertassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Wien, am 22. November 1967 

Machunze 
Obmann 
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650 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe V 

Kapitel 30: Justiz 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die ge­
genständlichen Ansätze des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1968 in seiner Sitzung vom 20. No­
vember 1967 der Vorberatung unterzogen. 

Die Gesamtausgaben für die Rechtspflege sind 
für das kommende Jahr mit 985·223 Millionen 
Schilling veranschlagt, das sind rund 100 Millio­
nen Schilling mehr als 1967. Auf den Personal­
aufwand entfallen hievon 661784 Millionen 
Schilling und auf den Sachaufwand 323·439 Mil­
lionen Schilling (1967: 610 bzw. 275 Millionen 
Schilling). An Einnahmen wird bei Kapitel 30 
mit insgesamt 610789 Millionen Schilling (1967: 
570 Millionen Schilling) gerechnet. 

Im einzelnen entfallen im Sachaufwand in Mil­
lionen SChilling: 46·1 auf die Rechtspflege, 33·6 
auf die Haftkosten, 217 auf Brennstoffe und 
Energiebezüge, 63"1 auf Leistungen der Post, 
35"6 auf die Arbeitsbetriebe, 18·4 auf die Einrich­
tung der Ämter und Justizanstalten, 9·3 auf 
VollstreckungsKosten und 10 auf Pauschalver­
gütungen an die Rechtsanwaltskammern. 

Der Arbeitsanfall und die Zahl der Erledigun­
gen bei den Gerichten sind in den Jahren 1965 
und 1966 annähernd gleichgeblie'ben. Gegenüber 
1964 hat die Zahl der anhängigen Verfahren zum 
Jahresende 1966 mit Ausnahme der Strafsachen 
abgenommen. 

Die Zahl der Justizanstalten wird gegenüber 
dem laufenden Jahr keine Erhöhung erfahren. 
Derzeit sind 29 bezirksgerichtliche Gefangenen­
häuser in Betrieb. 

Die Entwicklung des Belages in den österrei­
chischen Justizanstalten, die seit Beginn des Jah­
res 1963 rückläufig war, zeigt wieder eine stei­
gende Tendenz. 

Dr. Bassetti 
Spezialberichterstatter 

Das Verhältnis zwischen der Anzahl der stän­
dig zur Arbeit eingesetzten Insassen und der 
Zahl der aus den verschiedensten Ursachen un­
beschäftigten Insassen hat sich gegenüber dem 
Vorjahr wieder etwas verbessert. Die weitere 
Entwicklung ist jedoch ungewiß, da als Folge des 
Konjunkturrückganges mehrere Unternehmer 
die Inanspruchnahme der Gefangenenarbeit ein­
geschränkt bzw. eingestellt haben. Es läßt sich 
daher nicht voraussehen, ob die angenommene 
Steigerung der Einnahmen aus der Gefangenen­
arbeit auch tatsächlich erzielt werden kann. 

In der Debatte ergriffen außer dem Spezial­
berichterstatter die Abgeordneten Z e i 11 i n­
ger, Dr. Hau s e r, Dr. K lei n e r, Dok­
tor Kr a n z 1 m a y r, Dr. Stella K lei n - L ö w, 
Dipl.-Ing. Dr. Johanna Ba y e r, Mo s e r, 
Sc herr e r, Dr. Tu 11, Lola Sol a r, S k r i­
te k, Gab r i eie, Lu p t 0 w i t s, Dr. Gei ß-
1 e r, P f e f f e r, R e gen s bur ger und Dok­
tor B rod a das Wort. Der Bundesminister für 
Justiz Dr. K 1 e c a t sk y nahm zu den aufge­
worfenen Fragen Stellung. 

Bei ,der Abstimmung am 22. November 1967 
wurden die Ansätze der Beratungsgruppe V in 
der Fassung der Regierungsvorlage mit Stim­
menmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit der 
Finanz- und Budgetausschuß den A n t rag, der 
Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 30: "Justiz" 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 (630 
der Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilt. 

Wien, am 22. November 1967 

Machunze 
Obmann 
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650 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe VI 
Kapitel 12: Unterricht 
Kapitel 13: Kunst 
Kapitel 14: Kultus 
Kapitel 71: Bundestheater 

Der Finanz-' und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe VI zusammengefaßten Teile' 
des BUn'desvoranschlages für das Jahr 1968 am 
10., Novemb.er 1967 der Vorberatung unter­
zogen. 

In dem von der Bundesr,egierung vorgelegten 
Entwurf des Bundesvoranschlages ist der Aus­

, gabenrahmen für die Haushaltskapitel 12 bis 14, 
also des engeren Unterrichtsbudgets ohne die 
Bundestheater, mi~ insgesamt 8.127,813.000 S 

, veranschlagt, von welchem Betrag 6.104,367.000 S 
auf den Personalaufwand und 2.023,446.000 S 
auf den Sachaufwandentfal1en. Gegenüber den 
Ansätzen des Bundesfinanzgesetzes 1967 ergibt 
sich im Personalaufwand eine Erhöhung um 
1.029,739.000 S, das sind 20'29°/0, und im Sach­
aufwand eine Erhöhung um 52,959.000 S, das 
sind 2'690/0, zusammen also eine Erhöhung um 
1.082,698.000 S, sodaß also der Ausgabenrahmen 
der Haushaltskapitel 12 bis 14 eine Erhöhung 
um 15'37% erfährt. Die Gesamteinnahmen des 
Unterrichts ressorts ohne die Bundestheater sind 
mit 318,030.000 S veranschlagt. 

Beim Per s 0 n a I :i u f w a n d ist - wie 
schon erwähnt -in den Haushaltskapiteln 12 
bis 14 ,eine Erhöhung um 1.029,739.000 S, das 
sind 20'29°/0, zu verzeichnen. Diese Steigerung 
ist nicht nur durch die allgemeine Erhöhung der 
Bezüge der Bundeshediensteten bedingt, sondern 
zum erheblichen Teil auch auf echte Personal­
vermehrungen im Bereiche des Unterrichts­
ressorts zurückzuführ,en, die ihrerseits wiederum 
eine zwangsläufige Folge der nach wie vor stei­
genden Hörer- und Schülerzahlen an allen 
Schulen österreichs sind. 

Die echten Personalvermehrungen s,ind vor 
allem auf dem Hochschulsektor, bei dem laut 
Dienstpostenplan zusätzlich 735 Dienstposten 
vorgesehen sind, davon 59 Lehrkanzeln, 451 As­
sistenten-Posten, 12 Bundesdienstlehrer-Posten, 
18 Dienstposten für den wissenschaftlich,en 
Dienst und 195 Dienstposten für das nicht­
wissenschaftliche Personal. 

Auch die wissenschaftlichen Anstalten und 
Bibliotheken können eine Vermehrung um 
30 Dienstposten ve,rzeichnen. 

Auf dem allgemeinen und berufsbildenden 
pädagogischen Sektor tritt eine Vermehrung um 
349 Lehrer-Posten und 149 Dienstposten für das 
nichtwissenschaftliche Personal ein, während auf 
dem Kunstsektor zusätzlich 53 Dienstposten, da­
von 42 Dienstposten für Lehrer und den wissen­
schaftlichen Dienst, festzustellen sind. 

Insgesamt ergibt sich also im Unterrichtsres­
sort eine Personalvermehrung um 1346 Dienst­
posten. 

Was den S ach auf w a n d anbelangt, so 
erhöht sich dieser, wie schon erwähnt, von 
1.970,487.000 S um 2'69% auf 2.023,446.000 S. 
Die Erhöhung beträgt sohin 52,959.000 S. 

Bei den wis,senschaftlichen Einrichj:ungen ist 
vor allem die Erhöhung der Förderungsausgaben 
um 24,242.000 S, was einer 630f0igen Steigerung 
entspricht, als besonders erfreuliche Maßnahme 
hervorzuheben. Der Großteil dieser Erhöhung 
kommt dem "Fonds für wissenschaftliche For­
schung" zugute, jedoch konnte auch für den 
Ausbau und Betrieb des Österreichischen Hoch­
energiephysik-Institutes bzw. des österreichi­
schen Molekularbiologie-Institutes eme be­
trächtliche Erhöhung erreicht werden. 

Die Bundestheater sind mit insgesamt 
441,483.000 S in der Ausgabengebarung veran­
schlagt. Der Per s 0 n a lau f w a n d der Bun­
destheater erhöht sich von 329,983.000 Sauf 
357,759.000 S, somit um 27,776.000 S. Der Mehr­
aufwand am Personalsektor, de~ sich durch die 
Auswirkungen der allgemeinen Bezugserhöhun­
gen im öffentlichen Dienst sowie die im Jahre 
1967 vorgenommene Bezugsregulierung bei den 
künstlerisch,en Gruppen (Ballett, Chor, Orchester, 
Bühnenmusik) ergibt, wurde nur zum Teil bud­
getmäßig berücksichtigt, sodaß durch Rationali-' 
sierungsmaßnahmen und verstärkte Koordination 
die fehlenden Budgetmittel eingespart werden 
mÜss,en. 

Der S a c 'h au f w a n d vermindert sich von 
106,652.000 Sauf 83,724.000 S, das sind 
22,928.000 S bzw. 21'5°/0. 

Die Ein nah m e n erfahren gegenüber dem 
Jahre 1967 eine Steigerung um 13,172.000 S, und 
zwar von 113,628.000 Sauf 126,800.000 S. 
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2 650 der BeihlJgen 

Wenn man das Kulturbudget, aIso die Aus­
gabenansätze der Haushaltskapitel 12 bis 14 und 
des Haushaltskapitels 71, mit insgesamt 
8.569,296.000 S dem Gesamtaufwand der ordent­
lichen Ausgahengebarung von 81.177,192.000 S 
gegenübe.rstellt, so ergibt sich, daß im kom­
menden Budget jahr 1968 der Anteil des Kultur­
budgets am Gesamtbudget der ordentlichen Ge­
barung 10'56% gegenüber 9'98% im Jahre 1967 
und 9'600/0 im Jahre 1966 betragen wird. 

An der Debatte, die sich den Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, beteiligten 
sich die Abgeordneten Dr. SteUa K lei n - L ö w, 
Dipl.-Ing. Dr. Oskar We i h s, H a r wal i k, 
Pet e r, Z a n k 1, Dr. Hau s er, Dr. Hertha 
F i 1" n b erg, Lola Sol a' r, L u pt 0 w i t s, 
Dipl.-Ing. Dr. Johanna Ba y e r, Ha a s, Dipl.­
Ing. Dr. Lei t n e r, L u k a s, 0 f e nb ö c k, 
Ströe~ Regensburge~ Liwane~ 
G run dem a n n - F alk e n b erg, R 0 b a k, 
Anna C zer n y und lng. Sc h e i ben g r a f. 
Bundesminister Dr. Pi f f 1 - Per c e v i 6 beant­
wortete ausführlich die in der Debatte aufgewor­
fenen Anfragen und nahm auch zu verschiedenen 
Anregungen Stellung. 

Von den Abgeordneten Dr. Hauser und 
Genoss'en wurde im Hinblick auf das vom Na-

Dipl.-Ing. Tschida 
Spezialberidl tersta tter 

tionalrat bereits verabschiedete Forschungsförde": 
rungsgesetz ,der nachstehend angeführte Abände­
rungsantrag betreffend Haushaltskapitel 1/12116 
eingebracht. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1967 
hat der Finanz- und Budgetausschuß die finanz­
ges1etzlichen Ansätze der zur Beratungsgruppe VI 
gehörenden Teile des Bundesvoranschlages für 
das Jahr 1968 unter Berücksichtigung des oben 
erwähnten Antrages mit Stimmenmehrheit an­
genommen. Ein Entschließungsantrag der Abge­
ordneten H aas, 0 f e n böe kund Pet e r 
wurde einstimmig angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n t rag, der Nationalrat wolle be­
schließen: 
1. Dem Kapitel 12: "Unterricht", 

dem Kapitel 13: "Kunst", 
dem Kapitel 14: "Kultus" und 
dem Kapitel 71: "Bundestheater" 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 
(630 der Beilagen) mit der an ge s c h los s e­
n e n A b ä n der u n g wird die verfa,ssungs­
mäßige Zustimmung erteilt. 
2. Die bei g e d r u c k teE nt s eh 1 i e ß u n g 

wird angenommen. 

Wien, am 22.- November 1967 

Machunze 
Obmann 

Abänderung 
zum Entwurf des Bundesvoransch1ages (630 der Beilagen) Beratungsgruppe VI 

Auf Seite 18 ist bei der Ansatzbezeichnung 
,,1/12116" nach dem WOrt "Förderungsausgaben" 
die Fußnotenbezeichnung ,,2)" zu setzen. 

Diese Fußnote 2) hat zu lauten: 
,,2) Davon 32,000.000 S als Zuwendung an den 

Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen For­
schung gemäß Bundesgesetz vom 25. Oktober 
1967 zur Förderung der wissenschaftlich·en For­
schung (Forsdlungsförderungsgesetz)." 

Entschließung 
Die Bundesregierung wird ersucht, den Be-j merksamkeit zu widmen, insbesondere 

langen ·des Sports in österreich besondere Aur- Schul- und Breitensport zu fördern. 
den 
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650 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe VII 

Kapitel 15: Soziales 
Kapitel 16: Sozialversicherung 
Kapitel 72: Bundesapotheken 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe VII zusammengefaßten Ka­
pitel des Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 
in seiner Sitzung vom 9. November 1967 der 
Vorberatung unterzogen. 

Der Voranschllag sieht bei Kapitel 15, Soziales, 
Gesamtausgaben vo~ 4389'477 Millionen Schil­
ling und Einnahmen von 1445'544 Millionen 
Schi,uing vor. Bei Kapitel 16, Sozialversicherung, 
sind Gesamtausgaben von 8494'68 Millionen 
Schilling und Einnahmen von 350'05 Millionen 
Schilling veranschlagt. Gegenüber den Ansätzen 
für 1967 bedeutet dies insgesamt Mehrausgaben 
von 734'993 Millionen Schilling, denen Mehrein­
nahmen von 69'383 Millionen Schilling gegen­
überstehen. 

Der Anteil der "Sozialen Verwaltung" am 
Gesamthaushalt beträgt demnach rund 15'2% 

(1967: 15'50/0). Von den Gesamtausgaben entfal­
len auf den Personalaufwand 366'611 Millionen 
Schilling oder 2'80f0, auf den Sachaufwand 
12.517'546 Millionen Schilling oder 97"2%. 

Die Gesamtausgaben der "Sozialen Verwal-
tung" verteilen sich perzentuell wie folgt: 

Sozialv,ersicherung ., ... , ........ ,.. 65'9% 
Kriegsopfer- urid Heere~versorgung " 16'9% 
Arbeitsverwaltung ." .. , ... , ...... ,13'1 Ofo 
Volksgesundheit .. """""""", 1'6% 

Sonstiges '""""""""""",. 2'5% 

Das bei Kapitel 15, Soziales, im Personalauf_ 
wand zu verzeichnende Mehrerfo'rdernis von rund 
28 Millionen Schilling ist auf Bezugserhöhungen 
zurückzuführen, Das Mehrerfordernis im Sach­
aufwand von rund 279 Millionen Schiiling be­
trifft im wesentlichen die "Kriegsopferversor­
gung" (173 Millionen Schilling) und die "Ar­
beitsverwaltung" (104 Millionen Schilling), 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Bei Titel 150, Bundesministerium für soziale 
Verwaltung, ergeben sich, abgesehen von den 
Auswirkungen allgemeiner Preiserhöhungen, we-

sentliche Mehrerfordernisse aus Anlaß der 
50-Jahr-Feiern der Republik österreich bzw. 
der Sozialen Verwaltung, aus der Erridttung 
einer Kommission zur Kodifizierung des österrei­
chischen Arbeitsrechtes und aus höheren Bei­
tragsleistungen an int,ernationale Organisationen. 

Bei Titel 151, Renten- und Entschädigungs­
leistungen, ist für die angestrebte Erhöhung der 
Kleinrenten mit 1. Jänner 1968 um durchschnitt­
lich 6'4% (entsprechend dem ASVG.-Rentenan­
passungsfaktor) vorgesorgt. Der Voranschlag für 
Opferfürsorge-Renten berücksichtigt die ~us­
wirkungen der 19. Opferfürsorgegesetz-Novelle 
und die Dynamisierung dieser Rentenleistungen. 

Bei Titel 153, Volksgesundheit, entfallen vom 
Mehrerfordernis gegenüber dem Bunaesvoran­
schlag 1967 von rund 13'4 Millionen Schming 
allein 10 Millionen Schilling auf den steigenden 
Aufwand nach dem Krankenanstaltengesetz. 

Bei Titel 154, Allgemeine Fürsorge, sind wieder 
entsprechende Beträge zur Finanzierung der 
Schülerausspeisung und - im Rahmen dieser -
der Schulmilchaktion sowie zur Fortführung er­
forderlich,er sonstiger Fürsorgernaßnahmen ver­
ansdtlagt. 

Bei Titel 155, Einrichtungen der Arbeitsver­
waltung (I), betrifft der Mehraufwand im we­
sentlichen die Unterstützungsleistungen (ein­
schließlich der Krankenversicherung) infolge 
höherer Durchschnittssätze und einer geringfügig -
erhöhten Zahl von Arbeitsl.osengeld- und Not­
standshilfebeziehern sowie die erstmals zu ver­
anschlagenden Kosten für die "Sonderunterstüt­
zung/Kohlenbergbau" . 

Bei Titel 156, Einrichtungen der Arbeitsver­
waltung (11), ergeben sich nur geringfügige 
Unterschiede gegenüber den Ansätzen des Bun­
desvoranschlag.es 1967. 

Bei Titel 157, Einrichtungen der Kriegsopfer­
versorgung, betrifft der Mehraufwand fast aus­
schließlich die Versorgungsgebühren, und zwar 
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die Auswirkungen der KOVG:-Novelle BGBl. In der Debatte ergriffen außer dem Spezial-
Nr. 258/1967 und der Rentendynamik. berichterstatter die Abgeor,dneten Ing. H ä u s er, 

Bei Titel 158,_ Heeresversorgung, ist der Mehr- Voll man n, Me 1 t e r, Se k a n i n a, M 0-

aufwand von rund 1 Million Schilling auf das se r, Ku 1 h a ne k, Gertrude Wo n d r-a c k, 
höhere Erfordernis fÜr Versorgungsgebühren Ho r r, Kr e m p 1, P f e f f e r, Dipl.-Ing. F i n k, 
(Rentenanpassung und Zunahme der Anzahl der Herta W in k 1 er, Dr. Gei ß 1 e r, Anna 
Beschädigten) zurückzuführen. C zer n y, Li baI, Re gen s bur ger, Pan s i, 

Bei Titel 159, Verschiedene Dienststellen, I S k r i t e k, K ern, S t ein i h ger und 
mußte - abgesehen VOn den besonderen Erfor-I Müll e r das Wort. Frau Bundesminister für 
dernissen der Untersuchungsanstalten - auf die soziale Verwaltung Grete Reh 0 rund Staats­
steigenden Verwaltungs- und Betriebskosten Be-I sekretär S 0 r 0 n i c s nahmen zu den aufge-
dacht genommen werden. - worfenen Eragen Stellung. , 

Der Mehraufwand bei Kapitel 16, sozialver-I' . 
sicherung, ge&enüber dem Bundesvoranschlag für Bei der .Abstimmung a~ 22. No,:ember 1967 
1967 von rund 428 Millionen Schilling ist neben wurden' die finanzg<;setzhchen Ansatze der ~e­
der natürlichen Zunahme der Pensionslast im we- ratungsgruppe VII In der Fassung der Regle­
senthchen auf di,e Pensionsanpassu;-g durch das rungsvorlage mit Stimmenmehrheit angenom­
Pensionsanpassungsgesetz, ,di,e' Richtsatzerhöhun- men. 
gen für Ausgleichszulagen und auf den ab 1968 
wirk~am werdenden höheren Bundesbeitrag zur 
Bauernkrankenversicherung zurückzuführen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Finariz- und Budgetausschuß den A nt rag, 
der Nationalrat wolle beschließen: 

Für das kommende Jahr, srnd bei Kapitel 72, 
Bundesapotheken; Gesamtausgaben inder Höhe 
von 1',245 Millionen Schilling vorgesehen, ~enen 
voraussichtliche Einnahmen von 1'503 Millionen 

- Sch'illinggegenüberstehen. Der gegenüber 1967 
etwas ungünstigere Nettovoranschlag (kassamaßi­
ger B'etriebsüberschuß) ist durch Bezugsregelun­
gen und eine weitere Erhöhung der Gehaltskas­
senumb.ge- bedingt. 

Sandmeier 
Spezialberichterstatter 

Dem Kapitel 15: "Soziales"; 
dem Kapitel 16: '"Sozialversicherung" und 
dem Kapitel 72: "Bundesapotheken" 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 
(630 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Wi.en, am 22. November 1967 

Machunze 
Obmann 

I": 
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650 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates Xl. GP. 

Bericht des Finanz ... und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 . 

Spezialbericht ZU BeratungsgruppeVIII 

Kapitel 60: Land- und Forstwirtschaft 
Kapitel 62: Preisausgleiche 
Kapitel 77: österreichische Bundesforste 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner 
Sitzung ain 14, November 1967 die in der Be­
ratungsgruppe VIII zusammengefaßten Teile. des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 der Vor­
beratung unterzogen, 

Kapitel 60 "Land- und Forstwirtschaft" 

Im Bundesvoranschlag 1968 sind für die Land­
und Forstwirtschaft in dei." 0 r den tl j ehe n 
Gebarung 1860760 Millionen Schilling und in der 
außerordentlichen Gebarung 410 Mil­
lionen Schilling, insgesamt daher 2270760 Mil­
lione'n Schilling veranschlagt, 

Die veranschlagten Ausgahenkredite ohne 
Eventualbudget gliedern sich in: 

353798 Millionen Schilling für den Personalauf­
aufwand, 

275758 Millionen Schilling für den Sachaufwand 
des Bundesministeriums (Titel 600), der 
nachgeordneten Dienststellen (Titel 605, 
606 und 609) sowie der sonstigen Ein­
richtungen des Schul- und Ausbildungs­
wesens (Titel 607), 

346'640 Millionen Schilling für die Förderung 
der Land- und Forstwirtschaft (Titel 
601), 

730'000 Millionen Schilling für den Grünen Plan 
(Titel 603), und zwar: 
320'000 Millionen Schilling in der 

ordentlichen Gebarung und 
410'000 Millionen Schilling in der außer­

ordentlichen Gebarung, 
564'564 Millionen Schilling für die Einrichtungen 

des Schutzwasserbaues und der Lawinen­
verbauung im gesatntvolkswirtschaft­
lichen Interesse (Titel 608), ausgenom­
men den Personalaufwand dieses Titels, 

Die Verwendungszwecke der einzelnen Kredite 
sind in den Erläuterungen zum Bundesfinanz­
gesetz eingehend erörtert, 

Im Titel 600 mit einem Kredit von rund 
105'2 Millionen Schilling ist neben dem Auf-:­
wand für das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft selbst und den Beiträgen öster­
reichs zu internationalen landwirtschaftlichen 
Organisationen auch ein Betrag von 10'6 Mil­
lionen Schilling als Beitrag zu den Aufgaben der 
En twicklungshilfe vorgesehen, 

Der Titel 601 enthält die Kredite für Maß­
nahmen zur Förderung' der Land- und Forstwirt­
schaft in der Höhe von 346'6 Millionen Schilling. 

Der Titel 603 "Grüner Plan" wurde in 
gleicher Höhe wie im Vorjahr dotiert, und zwar 
mit 730 Millionen Schilling, davon 410 Millionen 
Schilling in der außerordentlichen Gebarung, 

Unter dem Titel 605 sind die Kredite zur Be­
streitung des Personal- und Sachaufwandes der 
dem Landwirtschaftsministerium nachgeordneten 
Lehr- und Versuchsanstalten in der Höhe von 
260'5 Millionen Schilling vorgesehen, 

Der Titel 606 ist für die Verrechnung der 
Gebarung der Internate bestimmt, die den Lehr­
anstalten angeschlossen sind, Die Gebarung ist 
zweckgebunden, das heißt, den Ausgaben in der 
Höhe von 13'6 Millionen Schilling stehen gleich­
hohe Einnahmen gegenüber, 

Der Titel 607 "Sonstige Einrichtungen des 
Schul- und Ausbildungswesens" in der Höhe von 
87'4 Millionen Schilling enthält vor allem die 
Kredite für die Bestreitung des Personalauf­
wandes und der Reisekosten für die an den land­
und forstwirtschaftlichen Berufs'" und landwirt­
schatflichen Fachschulen tätigen Lehrkräfte, 

Unter dem Titel 608 sind die Kredite für den 
Schutzwasserbau und die Lawirienverbauung im 
gesamtvolkswirtschaftlichen Interesse in der 
Höhe von 603'8 Millionen Schilling veranschlagt, 
Darin enthalten sind 248 Millionen Schilling aus 
dem Katastrophenfonds zur Weiterführung vor-
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beugender Maßnahmen in den besonders hoch­
wassergefährdeten Gebieten. Der weitere Betrag 
von 355'8 Millionen Schilling ist für die Fort­
setzung des normalen Programms des Schutz­
wasserbaues und der Lawinenverbauung und 
vor allem auch für die laufende Instandhaltung 
und Verbesserung der bestehenden und neu­
geschaffenen Regulierungswerke vorgesehen, In 
diesem Kredit sind außerdem die Beiträge öster­
reichs zur Erfüllung der internationalen wasser­
wirtschaftlichen Vereinbarungen und der Per­
sonal- und Sachaufwand der einzelnen Sektionen 
der Wildbach- und Lawinenverbauung ent­
halten. 

Unter dem Titel 609 ist der Personal- und Sach~ 
aufwand für alle sonstigen Dienststellen im Be­
reiche des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft, und zwar für die Bundesgärten 
die Sp~nische Reitschule, die land- und forst­
wirtschaftlichen Betriebe, die Bundesforstgärten 
und die Bauhöfe vorgesehen. Außerdem für die 
Organe der Weinaufsicht und des Grenzbeschau­
dienstes, Insgesamt wurde ein Kredit von 
123' 6 Millionen Schilling präliminiert. 

Die unter dem Kapitel 60 veranschlagten Ein­
nahmen in der Höhe von 539'8 Millionen Schil­
ling weisen gegenüber dem Jahre 1967 nur eine 
Steigerung um rund 25 Millionen Schilling aus, 
weil die höheren Interessentenbeiträge für Maß­
nahmen an Bundesflüssen um rund 50 Millionen 
Schilling, durch die Beitragsleistung der Tauern­
kraftwerke zur Zillerregulierung, durch die erst­
malige Veranschlagung der Beiträge zum Per­
sonalaufwand der land- und forstwirtschaftlichen 
Berufs- und landwirtschaftlichen· Fachschulen 
beim Kapitel 53 "Finanzausgleich" fast wieder 
aufgewogen werden. Mehreingänge sind bei den 
Lehr- und Versuchsanstalten u~d bei den Bau­
höfen zu erwarten. Höhere Einnahmen ergeben 
sich voraussichtlich auth beim Bundesministerium 
durch Erlöse für abverkauf te Baumaschinen, 
durch die Ablösung der Maschinen und Geräte 
der Bundesforstgärten in der S~eiermark seitens 
des Landes bzw, durch die erstmalig veran­
schlagten Gebühreneingänge aus der Qualitäts­
kontrolle im Sinne des Qualitätsklassengesetzes, 

Kapitel 62 "Preisausgleiche" 

Im Bundesvoranschlag für das Jahr 1968 sind 
für den Verwaltungsbereich des. Bundesministe­
riums für Land- und Forstwirtschaft Preisaus­
gleiche in der Höhe von 2512'443 Millionen 
Schilling veranschlagt, denen 609'800 Millionen 
Schilling Einnahmen gegenüberstehen. Bei diesen 
Einahmen handelt es sich größtenteils um zweck­
gebundene Einnahmen nach dem Markt­
ordnungsgesetz sowie um zweckgebundene Im­
port- und Transportausgleichsbeiträge. 

Die Ausgabenkredite verteilen sich auf: 
381'0 Millionen Schilling für den Brotgetreide­

preisausgleich (Titel 620), 

1655'8 Millionen Schilling für den Milchpreisaus­
gleich (Titel 621), 

82'6 Millionen Schilling für den Preisausgleich 
bei Schlamttieren und tierischen Produk­
ten (Titel 622), 

37'8 Millionen Schilling fÜr den Zuck er preis­
a\lJSgleich (Titel 623), 

191'5 Millionen Schilling für den Futtermittel­
preisausgleich (Titel 625) und 

163'8 Millionen Schilling für den Düngemittel­
preisausgleich (Titel 626). 

Die Verwendungszwecke der einzelnen Kre­
dite sind in den Erläuterungen zum Bundes­
finanzgesetz eingehend erörtert. 

Der Betrag für den Brotgetreidepreisausgleich 
wurde in gleicher Höhe wie im Vorjahr veran­
schlagt, obwohl die Lagerung und die Verwer­
tung der Produktionsüberschüsse, bedingt durch 
die gute Ernte 1967, höhere Kosten verursachen 
wird," 

Durch Maßnahmen im Bereiche der Getreide­
wirtschaft soll die seit langem angestrebte wirt­
schaftliche Umschichtung von Brot- und Futter­
getreide wirksam vorangetrieben werden. Dies 
soll vor allem dadurch erreicht werden, daß die 
Preis relation zwischen Ma:hlweizen und Futter­
getreide von beiden Seiten her verengt wird. 

Um mit ,dem, für die Milchpreisstützung vor­
gesehenen Betrag das Auslangen finden zu kön­
nen und den Stützungsbetrag bei einer voraus­
sichtlichen Milchanlieferung von 2'1 Millionen 
Tonnen im Jahre 1968 voll auszahlen zu können, 
werden auf dem Milchsektor Maßnahmen er­
griffen werden, durch die eine verstärkte Ver­
lagerung von Milch- auf die Fleischproduktion 
und eine Erhöhung des Milchabsatzes im Inland 
erreicht werden soll. 

Ferner soll eme Strukturbereinigung der 
Molkereiwirtschaft zur Verbesserung und Ra­
tionalisierung der Verarbeitung und Vermark­
tung den geänderten Verhältnissen Rechnung 
tragen, 

Kapitel 77 "österreichische Bundesforste" 

Im Voranschlag 1968 des Wirtschaftskörpers 
"österreichische Bundesforste" sind zufolge des 
grundsätzlich in Eigenregie zu führenden rein 
forstlichen Betriebes, sowohl die mit der zu 
bewirtschaftenden Waldfläche von 483.227 ha 
und der Nutzung von 1,895.000 fm unter Be­
rücksichtigung der allgemeinen öffentlichen, ins­
besondere landeskulturellen Interessen, sowie die 
mit der Führung der Nebenbetriebe verbundenen 
unumgänglich nötigen Ausgaben, als auch die 
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höchstmöglim erzielbaren Einnahmen, die bei 
der Verwertung der Forstprodukte und aus den 
übrigen Erträgnissen erwartet werden können, 
vorgesehen. 

Veransmlagten Betriebsausgaben von 
7147 Millionen Smilling stehen Betriebsein­
nahmen von nur 680'3 Millionen Smilling 
gegenüber. Die österreichismen Bundesforste 
werden 1968 einen voraussichtlichen kassamäßi­
gen Abgang von 34'4 Millionen Smilling zu ver­
zeimnen haben. 

Der Voranschlag der österreichischen Bundes­
forste spiegelt deutlich die sehr ungünstige Lage 
der österreichischen Forstwirtschaft wider. Zu 
stetig steigenden Lohn- und Personalkosten kam 
seit den letzten Monaten des Jahres 1966 ein 
rapider Preisverfall hinzu, welcher bei den wirt­
schaftlichen bedeutungsvollen Rohholzsorten 
mit 15 bis 20% beziffert werden muß. Auf der 
A\lISgabenseite wirkt natürlich auch im Jahre 
1968 noch der Aufwand für die Behebung der 
Windwurfkatastrophe der Jahre 1966 und 1967 
nach, weil einerseits im laufenden Jahr die zur 
Aufarbeitung der Windwurfhölzer erforder­
lichen Mittel auf Grund der budgetären Lage 
nicht zur Verfügung gestellt werden können und 
daher außerordentliche Vorbelastungen des 
Folgejahres bedeckt werden müssen und ander­
seits noch auf das Jahr 1968 entfallende Aufwen­
dungen für die Behebung der Katastrophen 
gegeben sind. 

die aus der Zeit vor der Bildung des Wirtsmafts­
körpers stammendenPensionslasten und erbrin­
gen nimt budgetwirksame Leistungen nam den 
Einforstungsremten, die für das Jahr 1967 mit 
zusammen 114'2 Millionen Smilling bewertet 
werden müssen. 

Die. Erlöse aus der Holzverwertung wurden 
mit 60T6 Millionen Schilling veransmlagt, die 
übrigen Einnahmen belaufen sim auf 727 Mil­
lionen Smilling. 

An der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, beteiligten 
sich die Abgeordneten P f e i f e r, T ö d li n g, 
M eiß I, Dipl.-Ing. Dr. Oskar W e i h s, Dipl.­
lng. T s chi d a, Pan s i, G run dem a n n -
Fa I k e n b erg, Dkfm. A nd r 0 s c h, S t e i­
ne r, Wie I a nd n e r, Dipl.-Ing. F in k, E b e r­
h a r d, L a n d man n, Dr. S t a r i b ach e r, 
Dipl.-Ing. Dr. Z i t tm a y r, F u x, Re gen s­
bur ger, W 0 die a, Dr. B ass e t t i, R 0 b a k 
und G r i e ß n e r. Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft, Dipl.-Ing. Dr. Sc h lei n­
zer, beantwortete eingehend die in der Debatte 
an ihn gerimteten Fragen. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1967 
hat der Finanz- und Budgetaussmuß die finanz­
gesetzlichen Ansätze der zur Beratungsgruppe 
VIII gehörenden Teile des Bundesvoransmlages 
in der Fassung der Regierungsvorlagen (630 und 
656 der Beilagen) mit Stimmenmehrheit ange-Von den Gesamtausgaben entfallen auf per­

sönliche Ausgaben für 6941 aktive Bedienstete nommen. 
(Senkung gegenüber 1967 um 295 Dienstposten) Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
400'2 Millionen Schilling' und für 1738 Ruhe- den An t rag, der Nationalrat wolle be­
und Versorgungsgenußempfänger 55'1 Millionen schließen: 
Schilling, sowie auf sachliche Ausgaben für Dem Kapitel 60: "Land- und Forstwirtschaft", 
laufende Betriebserfordernisse 1297 Millionen dem Kapitel 62: "Preisausgleiche" und 
Schilling, für betriebsnotwendige Investitionen dem Kapitel 77: "österreichische Bundesforste" 
65'6 Millionen Schilling, für öffendime Abgaben des Bundesvoransmlages für das Jahr 1968 (630 
45'S Millionen Schilling, für Aus g a 'b e n nam der Beilagen) wird unter Berücksichtigung der 
Maßgabe zweckgebundener Einnahmen 10'0 Mil- Druckfehlerberimtigungen bzw. drucktech­
Iionen und für Vorschüsse, Darlehen und Bei- nischen Korrekturen (656 der Beilagen) die ver-
träge 8'3 Millionen Schilling. ' fassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Zusätzlich zu den normalen Betriebsausgaben 
tragen die österreichischen Bundesforste . noch 

Ing. Karl Hofstetter 
Spezial berichterstatter 

WieIl, am 22. November 1967 

Mamunze 
Obmann 
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650 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI.GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regiel1lngsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für d~s ~ ahr 1968 ' " 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe IX 

Kapitel 63: Handel, Gewerbe, Industrie 

,Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner 
Sitzung am 8. November 1967 die in der Bera­
tungsgrvppe IX zusammengefaßten Teile des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 'der Vor­
beratung unterzogen. 

Für das Kapitel 63 sind im Bundes­
voranschlag 1968 Ausgaben mit 
einem Gesamtbetrag von ....... 349,114.000 S 
vorgesehen, die zur Gänze auf 
dIe ordentliche Gebarung ent-
fallen. 

An diesem Gesamtbetrag ist 
der Personalautwand 'mit ...... . 
und der Sachaufwand mit ..... . 
beteiligt. 
Werden diese Ausgaben mit den 
Ansätzen des Bundesfinanzgesetzes 
1967 verglichen, dann ergibt sich 
beim Personalaufwand eine Steige-
rung um .................... . 
und beim Sachaufwand eine Ver-
minderung um ............... . 
Die Einnahmen sind für 1968 mit 
veranschlagt, sie sind gegenüber 
1967 um ................... . 
niedriger eingesetzt. 

84,660.000 S 
264,454.000 S 

3,777.000 S 

22,209.000 S. 
329,816.000 S 

10,742.000 S 

Ein Teil der niedrigeren Einnahmen und auch 
der verminderten, Ausgaben, nämlich auf bei den 
Seiten 14,256.000 S, ist darauf zurückzuführen, 
daß die Beiträge der Länder und der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft zu den 
Kosten des Vereines "österreichische Fremden­
verkehrswerbung" nicht mehr über die Bundes·' 
rechnung geführt werden, sondern dem Verein 
unmittelbar zufließen sollen. Auch die Montan­
gebühren sind für das Jahr 1968 um 9,350.000 S 
niedriger angesetzt, da im Jahre 1967 ihre Ein­
schätzung offensichtlich zu optimistisch war. Hin­
gegen sind die Einnahmen des österreichischen 
Patentamtes und der Bundesprüfanstalt für 
Kraftfahrzeuge bedeutend höher eingesetzt, als 
dies im Vorjahr der Fall war. 

Bei den Ausgaben wurde für die Berech!1ung 
des Personalaufwandes ein Gesamtpersonalstand 
von 103.5 Bediensteten zugrunde gelegt. Hievon 
entfallen 578 Dienstposten auf Beamte der allge- ' 
meinen Verwaltung und 457 Dienstposten auf 
Vertragsbedienstete. Dies bedeutet g'egenübfr. 
dem Jahre 1967 eine Verminderung um 'lediglich 
einen Dienstposten. Da jedoch einerseits durch 
den Zugang der Bundesprüfanstalt für Kraftfahr­
zeuge vom Bundesministerium für Bauten und 
Technik ein Zuwachs um 48 Dienstposten und 
~ndererseits durch tJbernahme eines Teiles des 
Präsidiums durch das Bundesministerium für 
Bauten und Technik wieder ein Abgang von 
35 Dienstposten eintrat, wurden tatsächlich 
14 Dienstposten, das sind 1'35010, eingespart. Die 
trotzdem eintretende Erhöhung des Personalauf­
wandes ist ausschließlich auf die Gehaltsregulie­
rung sowie auf die Kosten der alljährlichen Vor­
rüdmngen und Beförderungen zurückzuführen. 

Die für die sachlichen Ausgaben bestimmten 
Kredite wurden, wie bereits erwähnt, um 
22,209.000 S gegenüber dem Vorjahr vermindert. 
Diese Verminderung betrifft alle Gebarungs­
gruppen des Voranschlages, vom Verwaltungs­
aufwand über die Anlagenkredite und Förde­
rungsausgaben bis zu den Aufwandskrediten. 

Der Grund hiefür ist in den außerordentlichen 
Sparmaßnahmen gelegen, die ein genereller Leit­
faden bei der Erstellung ,des gesamten Bundes­
voranschlages 1968 sein mußten. 

Es muß aber hervorgehoben werden, daß es im 
Sinne einer Konzentration des Einsatzes der För­
derungskredite gelang, die großen Aktionen, die 
einem breiten Teil der Wirtschaft zugute kom­
men, wie die Gemeinsame Kreditaktion, die 
BORGES-Aktion u. dgl., nicht nur auf dem 
Stand des Vorjahres zu halten, sondern darüber 
hinaus zum Teil besser zu dotieren. Xhnliches gilt 
auch für den Bundesbeitrag zum Verein "öster­
reichische Fremdenverkehrswerbung", der eine 
verstärkte Werbetätigkeit im Ausland gewähr­
leistensoll. Auch die Zweekforschung im Rah-
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men der gewerblichen Wirtschaft kann 1968 eine 
höhere Dotierung erwarten, desgleich·en die Berg­
bauförderung. 

Auf der anderen Seite zeigt der Voranschlag 
für Messen und Ausstellungen, daß österreich ge­
zwungen war, auf die sehr kostspielige Beteili­
gung an der Weltausstellung in Osaka zu ver­
zichten, weil für diesen Zweck kein Kredit vor­
gesehen ist. Für die jetzt eben zu Ende gegangene 
Weltausstellung in Montreal war noch 1967 eine 
restliche Bundesbeteiligung in Höhe von 
17"12 Millionen Schilling vorgesehen gewesen. 

An der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, beteiligten 
sich die Abgeordneten DDr. Pi t t e r m -a n n, 
Mit te r e r, Dkfm. An d ro s c h~ Ing. He 1-
bi c h, Dr. B ass e t t i, Me i ß 1, Dr. Hau 5 e r, 
K 0 s t TO U n, Ku 1 ha: ne k, Dr. T ull, Pa y, 
K rem p 1, P ö 1 z, R e gen s bur ger, Adam 
Pi c h 1 e r, Neu man n, S k r i t e k und Dok­
tor F i e die r. Vizekanzler Dr. B 0 c k beant-

Marwan-Schlosser 
Spezialberichterstatter 

wortete eingehend die in der Debatte an ihn ge­
richteten Fragen. 

Im Laufe der Debatte hat Abgeordneter 
Dr. Haus erden beige druckten Abänderungs­
antrag eingebracht. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1967 
hat der Finanz- und Budgetausschuß die finanz­
gesetzJichen Ansätze der zur Beratungsgruppe IX 
gehörenden Teile des Bundesvoranschlages in der 
Fassung der Regierungsvorlagen (630 und 656 
der Beilagen) unter Berücksichtigung des erwähn­
ten Abänderungsantrages mit Stimmenmehrheit 
angenommen 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 63: "Handel, Gewerbe, Indu­
strie" des Bundc'Svoranschlages für das Jahr 1968 
(630 der Beilagen) wird unter Berücksichtigung 
der Druckfehlerberichtigungen bzw. drucktech­
nischen Korrekturen (656 der Beilagen) mit der 
a n g e s c h los sen e n A b ä n der u n g die ! 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. I . 

Wien, am 22. November 1967 

Machunze 
Obmann 

. / 
! . 
I 

Abänderung 
zum Entwurf des Bundesvoranschlages (630 der Beilagen) Beratungsgruppe IX 

Auf Seite 112 des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1968 ist bei der Ansatzbezeichnung ,,1/ 
63156" neben dem angegebenen Aufgaben­
bereich 12 die Fußnotenbezeichnung ,,1)" zu 
setzen. Diese Fußnote hat zu lauten: 

,,1) ZuV{endung an den Forschungsförderungs­
fonds der gewerblichen Wirtschaft gemäß Bundes­
gesetz vom 25. Oktober 1967 zur Förderung der 
wissenschaftlichen Forschung (Forschungsförde­
rungsgesetz)." 

Die bisherigen Fußnotenbezeichnungen 1) und 2) 
er halten die Bezeichnung 2) und 3). 
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Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 

Spezialbericht ,zu Beratungsgruppe X 
Kapitd 65: Verkehr 
Kapitd 78: Post- und Telegraphenanstalt 
Kapitd 79: österreichische Bundesbahnen 
Kapitd 66: Verstaatlichte Unternehmungen 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seIner 
Sitzung am 17. November 1967 die in der Be­
ratungsgruppe X zusammengefaßten Teile des 
Bundesvoranschlages . für das Jahr 1968 der Vor­
beratung unterzogen. 

Kapitel 65: Verkehr 

Beim Kapitel 65 sind die Zentralleitung des 
Ministeriums, die obersten Behörden für Zivil­
luftfahrt, Schiffahrt und für Kraftfahrlinien, die 
Generaldirektiönen für die Post- und Tele­
graphen verwaltung sowie die Osterreichischen 
Bundesbahnen, die Elektrizitätsw,irtschaft sowie 
die Verstaatlichten Unternehmungen veran­
schlagt soweit sie nicht im Kapitel 66 enthalten 
sind. Veranschlagt sind rund 530 Millionen Schil­
ling an Ausgaben, das sind um rund 100 Mil­
lionen Schihing mehr als 1967, und rund 7"5 Mil­
lionen Schilling an Einnahmeri, das sind um 
950.000 S mehr als 1967. Durch die Bezugsände-

nicht ganz 22 Millionen· Schilling im Bundesvor­
anschlag 1968 erhöht. 

Kapitel 78: Post- und Telegraphenanstalt 
Bevor man die Ansätze des Jahres 1968 mit 

denen des Jahres 1967 vergleicht, . muß 'man kurz 
auf das neue Rundfunkgesetz eingehen, soweit 
es die zu leistenden Zahlungen betrifft:. Früher 
wurde . eine einheitliche Gebühr eingehoben, 
welche auch im Bundesvoranschlagaufschien .. 
Nach der neuen Rechtslage setzt sich der vom 
Rundfunkteilnehmer zu entrichtende Betrag aus 
der "Rundfunkgebühr" bzw. "Fernsehrundfunk­
gebühr" und dem "Entgelt" zusammen.· Das 
privatrechtliche "Entgelt" scheint im '., Budget 
nicht mehr auf. Daher muß man beim Vergleich 
der Gesamte'innahmen und· Gesamtausgaben von 
den Endsummen des Bundesvoranschlages 1967 
rund 550 Millionen Schilling absetzen. Unter Be­
rücksichtigung dieses Umstandes ergeberi sich 
folgende Vergleichswerte. 

1967 '1968 . 
rungen 1967 hat sich der Personalaufwand nicht Millionen Schilling 

unerheblich erhöht. Es kann aber darauf ver- Ausgaben ...... rund 6400 6830 
wi~sen werden, d.aß die. Gehaltsänderungen ~ichl Einnahmen .... rund 6680 7000 
bel der ~entralleltung m der Endsumme mcht Oberschuß ...... rund .280 17Ö 
v.oll ausw1rken, da. durch die ~ründung ?er OIGAuf der Ausgabenseite ist im wesentlichen der' 
eme Personalvermmderung emgetreten 1st. Personalaufwand gestiegen. Üie Erhöhung, des 

Eine wesentliche Erhöhungerf~hr auch der I ~ersonalaufw:ndes ist bedi?-gt dur~ die :Bezugs­
Titel 651 Unterteilung 8 Schiffahrt. Der Betrag· ar:derungen fur ~undesbed1enstete 1m J~hre 1967. 
wurde von 20 Millionen Schilling auf 85 Mil- D1e Ausgaben furFernmeldeanlagen ~le?-en den 
lionen Schilling erhöht. Auf Grund einer Verein- Umlegungen von Kabel- und FreIle1tungen, 
barung zwischen Bund und Verbundgesellschaft welche durch S~raßenbauarbei:en der öffe~tlichen 
sind der Osterr. Donaukraftwerke A. G. die Hand notwend1g werden. We1ters finden Sle Ver­
Kosten der 2. Schleuse in Aschach zu ersetzen. wendung für die Erweiterung von. Fernschreib-

, Wegen der Höhe des Betrages erfolgt die Zahlung ämtern. Die be~m An~atz "sonstige. Anlagen" 
in mehreren Jahresraten. vorgesehenen M1ttel d1enen der Anschaffung 

neuer Autobusse sowie für Investitionen auf dem 
Nahezu verdoppelt wurden auch die Aus- Hochbausektor. 

gaben für die Unterstützung nicht bundeseigener Durch die Erhöhung der Nebengebühren be­
Haupt- und Nebenbahnen bei § 6526. Hier wur- dingt mußte auch der Regieaufwand kräftig er­
den die nicht auf gesetzlichen Verpflichtungen höht werden. ' 
beruhenden Förderungsausgaben von rund 2 Mil- Auf Grund der Novelle zum Fernsprech­
lionen Schilling im Bundesvoranschlag 1967 auf I betriebsinvestitionsgesetz kann der Ausbau des 
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Fernsprechnetzes als gesichert angesehen werden. 
Die im Jahre 1968 gegenüber einem Betrag von 
2000 Millionen Schilling sich ergebenden Mehr­
einnahmen an Fernsprechgebühren sind als 
zwecrgebunden auf. der Einnahmen-' und Aus­
gabenseite veranschlagt. 

Kapitel 79: österreichische Bundesbahnen 

Die österreichischen Bundesbahnen sind wie 
alle Dienstleistungsbetriebe sehr lohnintensiv. 
Daher wirken sich naturgemäß Gehaltserhöhun­
gen besonders stark aus. Die Gehaltsänderungen 
des öffentliche'n Dienstes bewirken bei den östet­
reich ischen Bundesbahnen eine Steigerung de! 
Personalaufwandes um rund SSo Millionen Schil­
ling, dies obwohl der Dienstpostenplan gegen­
über 1967 um 808 Bedienstete weniger vorsieht. 
Der Sachaufwand ist insgesamt nahezu gleich ge­
blieben. Er betrug 1967 36077 Millionen Schil­
ling und er beträgt 1968 3461"5 Millionen Schil­
ling. Zu folge der Nebengebühren-Neuregelung 
müßte der Regieaufwand entsprechend höher 
veranschlagt werden. 

Höher veranschlagt ist auch der außerordent~ 
liche Aufwand; den 907·S Millionen Schilling aus 
1967 stehen 938' S Millionen Schilling 1968 ge~ 
genüber. Für die Fortführung der Elektrin.zie~ 
rung stehen wohl etwas weniger Mittel zur Ver~ 
fügung aber dafür wurde der Ansatz "Fahrpark 
und sonstige Investitionen" um eine 3/4 Million 
Schilling erhöht. Hier soll besonders hervorge­
hoben werden, daß für Hochbauten rund 
37"3 Millionen Schilling und für Oberbau 
617 Millionen Schilling vorgesehen sind. 

Diese Mittel dienen vor allem dem Bau von 
Sicherungsanlagen, wie Induktive Zugbeeinflus­
sung, Strecrenblocranlagen, Ausbau von Strecken 
usw. 400 Millionen Schilling werden für die Fort­
führung des Güterwagenprogrammes verwendet. 

Die Einnahmen werden vor allem bestimmt 
durch die Verkehrseinnahmen. Nach Jahren der 
Stagnation sind im Bundesvoranschlag für 1968 
echte Rückgänge berücrsichtigt worden. Beim 
Personenverkehr sinken die veranschlagten Ein~ 
nahmen um rund 170 Millionen Schilling von 
rund 2280 Millionen Schilling 1967 auf 2110 Mil~ 
lionen Schilling 1968, das sind 8010. Im Güter­
verkehr wurden um rund 77 Millionen Schilling, 
das sind rund I·S% weniger Einnahmen veran­
schlagt. Die Güterverkehrseinnahmen bleiben 
daher laut Bundesvoranschlag 1968 mit S123 Mil­
lionen Schilling gegenüber S200 Millionen Schil­
ling 1967 nahezu unverändert. 

Regensburger 
Spezialberichterstatter 

Kapitel 66: Verstaatlichte Unternehmungen 

Bei diesem Kapitel budgetiert nur der Investi­
tionsfonds der verstaatlichten Industrie. Die Ein­
nahmen sind mit 81·6 Millionen Schilling veran­
schlagt, davon werden S97 Millionen Schilling 
aus Zinsen und Darlehensrückzahlungen und 
21·9 Millionen Schilling aus Erträgen der Anteils­
rechte dem Fonds zufließen. 

In d~r Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen 
die Abgeordneten U I b r ich, Ma y r, M eiß I, 
Fr ü h bau e r, Dr. Kr a n zIrn a y r, Ingenieur 
Sc he i ben g r a f, GI ase r, Li bai, G r u n~ 
dem a n n - F alk e n b erg, J u n g wir t h, 
Dipl.-Ing. H ä m m er I e, Anna C zer n y, 
F ach leu t n e r, Z i n g I e r, Ku I h a n e k, 
Wo die a, Ing. S p i n, dei e g ger, Pa y, Dok~ 
tor Gei ß I e r, E x I e r, Neu man n, Kr 0 t-
t end 0 r f e r, S ehr 0 t t e r, C z e t tel, 
B rau n eis, K a b e s c h, E b e r h a r d, 
Hab e r I, G ra m, Josef Sc h lag e r, He 11-
wagner,. Troll, Steinhuber und 
DDr. Pi t t e'r man n das Wort. Bundesminister 
für Verkehr und verstaatlichte Unternehmunge'n 
Dipl.-Ing. Dr. We i ß beantwortete alle in der 
Debatte aufgeworfenen Fragen. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1967 
hat der Finanz- und Budgetausschuß die n.nanz­
gesetzlichen Ansätze der zur Beratungsgruppe X 
gehörenden Teile des Bundesvoranschlages in der 
Fassung der Regierungsvorlagen (630 und 656 
der Beilagen) mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle beschlie­
ßen: 

Dem Kapitel 65: "Verkehr", 
dem Kapitel 78: "Post- und Telegraphen-
anstalt", 

dem Kapitel 79: "österreichische Bundesbah­
nen" und 

dem Kapitel 66: "Verstaatlichte Unterneh-
mungen" 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 (630 
der Beilagen) wird unter Berücksichtigung der 
Druckfehlerberichtigungen bzw. drucktechnischen 
Korrekturen (656 der Beilagen) die verfassungs- ' 
mäßige Zustimmung erteilt. 

Wien, am 22. November 1967 

Machunze 
Obmann 
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650 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe XI 

Kapitel 50: Finanzverwaltung 
Kapitel 51: Kassenverwaltung 
Kapitel 52: öffentliche Abgaben 
Kapitel 53: Finanzausgleich 
Kapitel 54: Bundesvermögen 
Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwaltung) 
Kapitel 56: Familienlastenausgleich 
Kapitel 57: Staatsvertrag 
Kapitel 73: Salz (Monopol) 
Kapitel 74: Glücksspiele (Monopol) 
Kapitel 75: Branntwein (Monopol) 
Kapitel 76: Hauptmünzamt 
Kapitel 80: Postsparkassenamt 
Kapitel 90/99: Finanzschuld 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner 
Sitzung am 22. November 1967 die Beratungs­
gruppe XI des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1968 der Vorberatung unterzogen. 

Im Rahmen der Kapitel der Gruppe Finanzen 
sind an Ausgaben ohne Eventualvoranschlag 
rund 22'9 Milliarden Schilling oder 27% der Ge­
samtausgaben und an Einnahmen rund 567Mil­
liarden Schilling oder fast 73% der gesamten er­
warteten Einnahmen des Bundes im Jahre 1968 
veranschlagt. 

1. Kapitel 50 "Finanzverwaltung" 

Bei Kapitel 50 sind für 1968 - außer den 
Einnahmen aus öffentlichen Abgaben, die im 
Kapitel 52 dargestellt sin1d - Einnahmen von 
rund 303 Millionen Schilling gegen 378 Millio­
nen Schilling im Voranschlag für dieses Jahr und 
Ausgaben von 2215 Millionen Schilling gegen­
über 1945 Millionen Schilling im Budget 1967 
vorgesehen. 

Die Mindereinnahmen von rund 75 Millionen 
Schilling sind ausschlieblich auf geringere Ein­
nahmen beim Münzregal zurückzuführen. 

Die Mehrausgaben sind im wesentlichen auf 
die ganzjährige Auswirkung der mit 1. August 
-1967 erfolgten Bezugsregulierung zurückzufüh­
ren. 

2. Kapitel 51 "Kassenverwaltung" 

Die Ausgaben bei Kapitel 51 liegen um rund 
273 Millionen Schilling höher als die Ausgaben 
des heurigen Jahres. Dies ist in erster Linie da­
durch bedingt, daß für die 1968 anfallende Be­
zugsregulierung eine Pauschalvorsorge von rund 
296 Millionen Schilling enthalten ist. 

3. Kapitel 52 "öffentliche Abgaben" 

Für das heurige Jahr wird eine reale W ~chs­
tumsrate des Bruttonationalproduktes mit rund 
2'0 bis 2'5% erwartet. Dies läßt befürchten, daß 
gegenüber den für 1967 präliminierten öffent­
lichen Abgaben Ausfälle von netto etwa 2'3 Mil­
liarden Schilling eintreten werden. 

4. Kapitel 53 "Finanzausgleich" 

Das Kapitel 53 "Finanzausgleich" weist Aus­
gaben von 1019 Millionen Schilling und Einnah­
men von 1275 Millionen Schilling auf. 

Die Einnahmen betragen 1967 nur 1015 Mil­
lionen Schilling. Die Steigerung beruht auf einer 
.i'\.nderung der Veranschlagung der Beiträge der 
Länder und Gemeinden zum Personalaufwand 
für die berufsbildenden Pflichtschulen und land­
wirtschaftlichen Schulen. 
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2 650 der Beilagen 

5. Kapitel 54 "Bundesvermögen" 10. Kapitel 74 "Glücksspiele" 

Hier smeinen unter anderem die Ausgaben 
und Einnahmen im Zusammenhang mit Kapitals­
beteiligungen des Bundes, -die Bundesdarlehen 
und deren Rückflüsse, die Haftungsinanspruch­
nahmen des Bundes sowie ,die Vorsorge für son­
stige besondere Zahlungsverpflichtungen oder 
Forderungen auf. Die für 1968 vorgesehenen Ge­
samtausgaben liegen bei 1525 Millionen Smilling, 
die Einnahmen bei 859 Millionen Schilling. Die 
vergleichbaren Beträge für 1967 sind bei den 
Ausgaben 1556 Millionen Schilling, bei den Ein­
nahmen 812 Millionen Schilling. 

6. Kapitel 55 "Pensionen (Hoheitsverwaltung)" 

Für die Pensionen der Hoheitsverwaltung sind 
im Budgetentwurf 1968 Ausgaben von rund 
3'8 Milliarden Schilling gegen 3'5 Milliarden 
Schilling im heurigen Jahr vorgesehen. Die Stei­
gerung um rund 300 Millionen Schilling ist auf 
die bereits erwähnte Bezugserhöhung sowie auf 
dIe Auswirkungen des Pensionsgeset~es 1965 zu­
rückzuführen. 

Die Einnahmen sind mit rund 557 Millionen 
Smilling veranschlagt. 

7. Kapitel 56 "Familienlastenausgleich" 

Die Gesamtausgaben zeigen gegenüber dem 
Voranschlag 1967 von 5660 Millionen Schilling 
eine Zunahme um 854 Millionen Schilling auf 
6514 Millionen Schilling. Diese Ausweitung ist 
einerseits eine Folge der Zunahme der An­
spruchsberechtigten, anderseits der mit 1. Jänner 
1968 neuerlich vorgenommenen Erhöhung der 
Kinder- und Familienbeihilfen. 

Die Einnahmen sind mit 7082 Millionen Schil­
ling präliminiert, das sind um 712 Millionen 
Schilling menr als 1967. Diese Steigerung ergibt 
sich aus Mehreingängen beim Dienstgeberbeitrag 
infolge Zunahme der Bruttoarbeitslöhne. 

8. Kapitel 57 "Staatsvertrag" 

Den Ausgaben bei Kapitel 57 in Höhe von 
rund 200 Millionen Schilling im vorliegenden 
Budgetentwurf 1968 stehen Einnahmen von 
249 Millionen Schilling gegenüber. 1967 betragen 
dIe Ausgaben 247 Millionen Schilling, die Ein­
nahmen 201 Millionen Schilling. 

9. Kapitel 73 "Salz" 

Bei Kapitel 73 "Salz" sind im Voranschlag für 
1968 Ausgaben von 222 Millionen Schilling 
(1967: 219 Millionen Schilling) und Einnahmen 
von rund 213 Millionen Schilling (1967: rund 
210 Millionen Schilling) vorgesehen. 

Die Mehrausgaben gegenüber dem laufenden 
Jahr sind in erster Linie auf Bezugserhöhungen 
zurückzuführen. 

Bei Kapitel 74 "Glücksspiele" sind im Bundes­
voranschlag 1968 Ausgaben von rund 428 Mil­
lionen Schilling (1967: 363 Millionen Schilling) 
und Einnahmen von rund 492 Millionen Schil­
ling (1966: 417 Millionen Smilling) vorgesehen. 

11. Kapitel 75 "Branntwein" 

Bei Kapitel 75 "Branntwein" sind im Budget­
entwurf für das kommende Jahr Ausgaben von 
235 Millionen Schilling (1967: 191 Millionen 
Schilling) und Einnahmen von 687 Millionen 
Schilling (1967: 639 Millionen Schilling) vorge­
sehen. 

Die Mehreinnahmen wurden auf Grund des zu 
erwartenden höheren Absatzes an Extraprima­
sprit präliminiert. 

12. Kapitel 76 "Hauptmünzamt" 

Die Betriebsausgaben des Hauptmünzamtes 
sind' im Voranschlag 1968 mit 152 Millionen 
Schilling, (1967: 167 Millionen Schilling), die 
Betriebseinnahmen mit 181 Millionen Schilling 
(1967: 188 Millionen Schilling) angesetzt. 

Die Mindereinnahmen gehen in der Haupt­
sache auf geringere Ersätze für Ausmünzungen 
für Rechnung des Bundes zurück. 

13. Kapitel 80 "Postsparkassenamt" 

Bei Kapitel 80 "Postsparkassenamt" sind im 
Budgetentwurf für 1968 Ausgaben von rund 
606 Millionen Schilling (1967: 551 Millionen 
Schilling) und Einnahmen in Höhe von 638 Mil­
lionen Schilling (1967: 571 Millionen Schilling) 
vorgesehen. 

Die Mehreinnahmen gegenüber 1967 werden 
im wesentlichen aus steigenden Zinserträgnissen 
erwartet. 

14. Kapitel 90/99 "Finanzschuld" 

Die Mehrausgaben bei den Kapiteln 90/99 in 
Höhe von rund 900 Millionen Schilling gegen­
über ,dem laufenden Jahr sind im wesentlichen 
darauf zurückzuführen, daß im kommenden 
Jahr erstmals infolge Ablauf der tilgungsfreien 
Zeit für die Tilgung der 70/frigen Bundesanleihe 
1962, der Bundesanleihen 1964 sowie der Bun­
cesanleihe II/1966 und der Investitionsanleihe 
1967 und für die Verzinsung der 60f0igen Bun­
desanleihen 1967 Vorsorge getroffen werden 
mußte. Weitere beträchtliche Erhöhungen erge­
ben sich bei den Begebungskosten und der Vor­
sorge für Verzinsung. 

An der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, beteiligten 
sich die Abgeordneten DDr. Pi t t e r man n, 
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Dr. Hau s e r, Pet e r, Dipl.-Ing. Dr. W e i h s, einen Antrag der Arbgeol"dneten J u n g wir t h, 
G run dem an n - Fa I k e n b erg, T ö d- Dipl.-Ing. F i n kund Pet e r. 
I i n g, Dr. Hertha F i rn b erg, Re gen s- Der Finanz- und Budgetausschuß stellt den 
bur ger, Dr. Tu 11, San d m eie r, La n c, An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 
Wie I a nd ne r, S k r i t e k, lng. Sc h e i b e n- 1. Dem Kapitel 50: Finanzverwaltung, 
g r a f, Lu k a s, Mon d I, K 0 n i r, J u n g- dem Kapitel 51: Kassenverwaltung, 
wir t hund W e i k ha r t. dem Kapitel 52: öffentliche Abgaben, 

Bundesminister Dr. Sc h mit z beantwortete dem Kapitel 53: Finanzausgleich, 
eingehend die in der Debatte Qn ihn gerichteten dem Kapitel 54: Bundesvermögen, 
Fragen. dem Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwal-

Bei der Abstimmung am 22. November 1967 tung) , 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der in der dem Kapitel 56: Familienlastenausgleich, 
Beratungsgruppe XI zusammengefaßten Teile dem Kapitel 57: Staatsvertrag, 
des BUflidesvoranschlages unter Berücksichtigung dem Kapitel 73: Salz (Monopol), 
zweier von Abgeordneten Dr. Hau s e r einge- dem Kapitel 74: Glücksspiele (Monopol), 
brachter A:bänderungsanträge sowie der auf diese dem Kapitel 75: Branntwein (Monopol), 
Beratungsgruppe Bezug habenden Druckfehler- dem Kapitel 76: Hauptmünzamt, 
berichtigungen in 656 der Beilagen vom Finanz- dem Kapitel 80: Postsparkassenamt, 
und Budgetausschuß mit Stimmenmehrheit ange- ddemBKaPditel 90/9

ch
9:

1 
Finanf:schduld

J 
h ( 

nommen es un esvorans ages ur as a r 1968 630 
. der Beilagen) wird mit den angeschlossenen Ab- / 

Ferner hat der Finanz- und Budgetausschuß die ä nde run gen und unter Berücksichtigung der' 1 
beigedruckt~n Entschließungen .~instimmig ange-r 0 ru c k feh 1 erb e r ich ti gun gen bzw. 
nommen. DIese gehen auf Antrage folgender Ab- d ru c k t e c h n i s c he n Kor r e k t ure n 
geordneter zurück: (656 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu-

Die Entschließung Nr. 1 auf einen Antrag der I stimmung erteilt. 
Abgeordneten L a n c, Mac h u n z e und 2. Die bei g e d r u c k t e n E n t s chi i e ß u n- . /2 
Pet e r, die Entschließung Nr. 2 auf einen "An- gen werden angenommen. 
trag der Abgeordneten Dr. Tu 11, Mac h u n z e 
und Pet e r und die EntschlieiSung Nr. 3 auf Wien, am 22. November 1967 

Titze 
Spezialberichterstatter 

Machunz~ 
Obmann 
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.; 
, 1 

Abänderungen 
zum Entwurf des Bundesvoranschlages (630 der Beilagen) Beratungsgruppe XI 

1. Die Ansätze 2/52120 und 2/52140 erhalten folgende Fassung: 

Seite Ansatz 1968 

3.033·000 
505·500 

1967 1966 

69 

81 

2/52120 Beitrag vom Einkommen S) .•...••••••...•... 
22 ........................................ . 
23 ........................................ . 
37 ........................................ . 

2/52140 Wohnbauförderungsbeitrag 3) •.•••....•...•.... 
23 ........................................ . 
37 ........................................ . 

2.274'750 
252'750 
675·000 
607·500 
67'500 

645·000 
645·000 

635·286 
635·286 

2/54610 D~r Fußnotenhinweis 3) ist in der Textspalte zu s~reichen und in der Spalte "Laufende Einnahmen" vor 
den Betrag von 5·300 zu setzen. . . 

Die zugehörige Fußnote 2) hat zu lauten: 
"Hievon 5 Millionen Schilling zweckgebunden für Ausgaben beim Ansatz 1/64738." 

Auf Seite 73 sind 

die Ansätze 2/52820 Laufende Einnahmen und Summe 
die Ansätze 2/52830 Laufende Einnahmen und Summe 
die Ansätze 2/52840 Laufende Einnahmen und Summe 

abzuändern. 

von 929710 auf 1.379710, 
von 1.58T600 auf 1.267·600, 
von 273'000 auf 143·000 

2. Die folgenden finanzgesetzlichen Ansätze des Bundesvoranschlages 1968 erfahren gegenüber 
der Regierungsvorlage betreffend das' Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 nachstehende Ände­
rungen: 

Seite Ansatz Budgetentwurf Verminderung Neuer 
Ansatzbetrag 

69 
69 
71 
73 

2/52204 
2/52214 
2/52514 
2/52804 

Umsatzsteuer .............................. . 
Bundeszuschlag zur Umsatzsteuer ............ . 
Rechnungsstempel .......................... . 
Ertragsanteile der Länder und Gemeinden .... . 

Millionen Schilling 

11.770·000 51'800 
5.885'000 25·900 
3.762'000 8%50 

17.145'000 31-090 

11.718·200 
5.859·100 
3.676'350 

17.113'910 

Entsprechend dieser Abänderungen sind die in Frage kommenden Ansätze und die Summen­
beträge des Bundesvoranschlages und der Anlagen I a und I d zu korrigieren. 

Entschließungen 

1. Der Nationalrat ersucht ·die Bundesregierung 
neuerlich, einen Gesetzentwurf mit einer Neu­
fassung der Rechtsgrundlagen des Sparkassen­
wesens auszuarbeiten und dem Nationalrat vor­
zulegen. 

2. Der Nationalrat ersucht die Bundesregie­
rung, ehebaldigst den Entwurf für ein neues 
Postsparkassengesetz vorzulegen. 

3. Der Nationalrat ersucht den Bundesminister 
für Finanzen, ehebaldigst einen Entwurf für eine 
Neufassung des Gebührengesetzes vorzulegen. 
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650 der Beilagen zu den stenogtaphischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

'Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe XII 

Kapitel 40: Militärische Angelegenheiten 

Der Finanz~ und Budgetausschuß hat die ge­
genständlichen Ansätze des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1968 in seiner Sitzung vom 16. No­
vember 1967 der Vorberatung unterzogen. 

Für das kommend'e Jahr sind für Zwecke der 
Landesverteidigung i:n der ordentlichen Gebarung 
Ausgaben von 3138·114 Millionen Schilling und 
in der außerordentlichen Gebarung 420 Millionen 
SchiUing vorgesehen. An Einnahmen sind 
99'·05 Millionen Schilling veranschlagt. 

Gegenüber dem Voranschlag für das Jahr 1967 
hat sich der Gesamtaufwand bei Kapitel 40 in 
der ordentlichen Gebarung um 137"899 Millionen 
Schil'ling erhöht und in der auß,erordendichen 
Gebarung um '100 Millionen Schilling vermin­
dert. Die Einnghmen ~ind gegenüber dem laufen­
den Jahr um 6·35 Millionen' Schilling höher 
budgetiert. 

Bei Titel 400, Bundesministerium für Landes­
verteidigung, ist der Personalaufwand, wie dies 
infolge der Bezugserhöhung,en im öffentlichen 
D~enst bei allen persönlichen Ansätzen der Fall 
ist, gegenüber 1967 erhöht, und zwar um rund 
10 Millionen Schilling. Die "Anlagen" und "För­
derungsausgaben" sind gegenüber 1967 auf 
Grund der allgemeinen Haushaltslage des Bun­
des um 20% niedri&cr veranschlagt. 

Bei Titel 401, Heer und Heeresverwaltung, 
wurde ,der "Verwaltungsaufwand" im wesentli­
chen gleich hoch wie für 1967 budgetiert. Auch 
hier mußte der Kredrtansatz "Anlggen" der für 
die Neuanschaffung von Waffen und Geräten 
dient, um 20%, ,das sind 49·6 Millionen Sch.il­
ling, gekürzt werden. Außerdem wurden 
10 Millionen Schilling von den "Anlagen" auf 
"Aufwandskredite" übertragen, um für Mehr­
erfordernisse bei der Post "Verpflegung" vorzu­
sorgen. Di'e "Aufwandskredite (Gesetzliche Ver­
pflichtungen)" wurden gegenüber dem Jahre 1967 
um 39751 Millionen Schilling erhöht, da im 
nächsten Jahr mit einem höheren Durchschnitts­
stand an Wehrpflichtigen und an zu Inspektionen 

und Instruktionen einzuberufenden Reservisten 
gerechnet wird. 

Bei Titel 402, Heer und Heeresverwaltung 
(Mittel des Katastrophenfonds) sind 14·1 Millio­
nen Schilling, 900.000 Schilling weniger als im 
laufenden Jahr, zur Beseitigung von im Einsatz 
entstandenen Schäden vorgesehen. 

Bei Titel 403, Heer und Heeresverwaltung 
(Außerordentliche Gebarung) sind 25 Millionen 
Schill~ng für Lieferungen von Waffen und Gerät, 
aus den USA auf Grund von Kreditverträgen 
aus dem Jahre 1962 veranschlagt. Mit Ende'1968 
wir,d noch ein Restkredit von rund 50 Millionen 
Schilling offen sein. 375 Millionen Sch.illing sind 
zum Ankauf von Waffen und Gerät aus dem 
In- und Ausland vorgesehen. Für "Katastrophen­
einsatzg,erät" sind, so wie für 1967, 20 Millionen 
Schilling budgetiert. Diese MiIttel sollen zur Er­
neuerung von Geräten, ,die für den Katastro­
pheneinsatz In Betracht kommen, verwendet 
werden. 

Bei Titel 404, Heeresgeschichtliches Museum; 
Militärwissenschaftliches Institut, ist die Erhö­
hung im Sachaufwand auf ,die in Aussicht ge­
nommenen 50-Jahr-Fei,ernder Republik öster­
reich zurückzuführ,en. 

Bei Titel 405, Heeres-Land- und Forstwirt­
schaftsbetrieb Allentsteig, handelt es sich um 
eine zweckgebundene Gebarung. Der betriebs­
ähnMcheingerich-reoe Verwaltungszwe'ig am Trup­
penübungsplatz Allentsteig erhält s~ch selbst. Die 
vorgesehenen Ausgaben können nur nach Maß­
gabe von Einnahmen getäti:gt werden. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem Be­
richterstauer die Abg·eordneten Z ei II i n ger, 
M a r w a n - S chI 0 s se r, Mon d I, M a y r, 
E b e r h a r d, Kin z I, H 0 r eis, Dr. Stella 
K lei n - L ö w, P ö I z, Dipl.-Ing. F i n k, Adam 
Pi chI e r, T roll, Rege n s bur ger, S t e i-
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ni n ger, Pa y, G la s e -r, Josef Sc h 1 a ger, 
Wie 1 a n d n e rund H aas. Der Bundesmini­
ster für Lan-desverteidigung Dr. Pr ade r nahm 
zu den aufgeworferren: Fragen Stellung. . 

B·ei der Abstimmung am 22. November 1967 
wurden die finanzgesetzLichen Ansätze der Be­
ratungsgruppe I in der Fassung der Regierungs­
vorlage mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Landmann 
Spezialberichterstatter 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Finanz- und Budgetausschuß ·den A n t rag, 
der National·rat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 40: "Militärische Angelegenhei­
ten"des Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 
(630 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. . 

Wien, am 22. November 1967 

Machunze 
Obmann 
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650 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(630 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1968 

Spezialbericht ZU Beratungsgruppe XIII 
Kapitel 64: Bauten und Technik 

Der Finanz~ und Budgetausschuß hat dieses 
Kapitel des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1968 in seiner Sitzung am 21. November 1967 
der Vorberatung unterzogen. 

Die bei Kapitel 64 im Bundes-
voranschlag 1968 veran­
schlagten Ausgaben betragen 
insgesamt ............ . . . .. 6.676,498.000 S, 
davon entfallen auf die or-
dentliche Gebarung ........ 5.675,827.000 S 
und auf die außerordentliche 
Gebarung ............... . 

Der Personalaufwand ist mit .. 
und der Sachaufwand mit .. 
enthalten. 

Gegenüber 1967 bedeutet dies 
insgesamt 

1.000,671.000 S. 
483,120.000 S 

6.193,378.000 S 

ein MehrerfOl"dernis von '.. 354,083.000 S, 
wobei der Personalaufwand 
um ................. . . . . 221,165.000 S 
nIedriger und der Sachauf-
wand um ................ 575,248.000 S 
höher angesetzt ist. 
Zu den Ziffern des Personal­

aufwandes ist zu bemerken, daß 
im Jahre' 1968 wieder nur die 
reinen Personalkosten der im 
Ressortbereich beschäftigten 
Bundesbediensteten . enthalten 
sind, während die im Vorjahr 
mitveranschlagt gewesenen Er­
sätze für Landesbedienstete, 
welche nach dem geltenden 
Finanzausgleichsgesetz vom 
Bund aus den Mitteln der Bun-
desmineralölsteuer in der 
geschätzten Höhe von 
266,600.000 S zu refundieren 
sind, nunmehr wieder im Sach­
aufwand aufscheinen. 
Die Einnahmen sind mit .... 357,893.000 S 

veranschlagt, was gegenüber 
1967 eine Erhöhung um 69,286.000 S 
bedeutet. 
Die höheren Einnahmen stammen in erster 

Linie aus veranschlagten zweckgebundenen Bei­
trägen für die Wohnbauforschung (24'4 Millio­
nen Schilling), aus einem Beitrag des Wiener 

Stadterweiterungsfonds zum Neubau des Polizei- . 
präsidiums (19'0 Millionen Schilling) und aus 
mehreren kleinen Einnahmensteigerungen bei' 
den vielen Unterstellen des Ressorts. 

Die Grundlage für die Errechnung des Perso­
nalaufwandes bildete ein veranschlagter Stand 
von 6903 Dienstposten, wovon 2868 auf Beamte 
der allgemeinen Verwaltung und 4035 auf Ver­
tragsbedienstete entfallen. Gegenüber dem Vor­
jahr ergibt dies, wenn von der Vorjahrssumme 
die Landesbediensteten der Bundesstraßenverwal­
tung ausgeschieden werden und die durchgeführ­
ten Personalverschiebungen zwischen den Bun­
desministerien für Handel, Gewel'lbe und Indu­
strie und für Bauten und Technik berücksichtigt 
werden, eine Verminderung des Personalstandes 
um 93 Personen. 

Von den sachlichen Ausgaben des Kapitels 64 
ist der weitaus größte Teil, nämlich rund 71'60/0, 
für die Gruppe der Anlagenkredite bestimmt. 
Hierin konnten höhere Kredite für den Neubau 
von Schulen der Unterrichtsverwaltung und für 
Liegenschaftsankäufe für Schulen der Unter­
richtsverwaltung erreicht werden, während die 
anderen Kredite für den Kauf oder für die 
Schaffung von Anlagen gegenüber 1967 im 
wesentlichen kleine Einbußen erlitten haberl. So 
ergibt sich zum Beispiel für den Ausbau der 
Bundesstraßen und der Autobahnen, obwohl das 
Aufkommen an Bundesmineralölsteuer um fast 
100/0 höher als 1967 eingeschätzt wi1"d, durch den 
Wegfall des Kredites der außerordentlichen Ge­
barung gegenüber dem Vorjahr im Normalbud­
get 1968 ein um 56 Millionen Schilling geringe­
rer Kredit. 

Die Gruppe der Aufwandskredite erfuhr eine 
außergewöhnliche Erhöhung, nämlich um rund 
481 Millionen Schilling, durch die nunmehr 
wieder im Sachaufwand veranschlagten Personal­
kostenersätze für die Landesbediensteten im 
Bundesstraßenbau (266'6 Millionen Schilling) 
und. durch die im Finanzausgleichsge~etz 1967 
neu festgelegte perzentuelle Abgeltung der Pro" 
jektierungs- und Bauleitungskosten im Straßen­
und Hoahbau an die Länder (199'4 Millionen 
Schilling). Weiters sind ab dem Jahre 1968 die 
Nebenkosten bei Liegenschaftsankäufen, welche 
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bisher den Kaufpreisen zugerechnet wurden und 
somit Anlagenkredite waren, bei den Aufwands­
krediten zu verrechnen, was weitere rund 15 Mil­
lionen Schilling ausmacht. 

Auch die auf Grund gesetzlicher Verpflichtun­
gen zu verausgabenden Aufwandskredite ·erfuh­
ren eine Steigerung um rund 27"3 Millionen 
Schilling, welche vor allem auf eine auf Grund 
vertraglicher Abmachungen durch die Bundes­
straßenverwaltung an ,die Donau-Kraftwerke 
A. G. zu leistende erhöhte Zahlung (26'2 Millio­
nen Schilling Erhöhung) und auf vermehrte Ab­
gaben verpflichtungen der Bundesgebäudeverwal­
tung zurückzuführen ist. 

Die Förderungsausgaben des Kapitels '64, die 
insgesamt um rund 88'3 Millionen Schilling im 
Jahre 1968 höher veranschlagt sind als im Vor­
jahr, sehen allein für den Anleihedienst der 
Wohnbaufonds höhere Beiträge um rund 
62'3 Millionen Schilling vor. Für die Wohnbau­
forschung stehen auf Grund des neuen Wohn­
bauförderungsgesetzes 1968 rund 24'4 Millionen 
Schilling zur Verfügung und erfreulicherweise 
konnte auch für das Technische Versuchswesen 
einschließlich der damit verbundenen Zweckfor­
schung eine geringe Erhöhung des Kredites um 
1'6 Mill~onen Schilling erreicht werden. 

Schließlich scheint auch der Verwaltungsauf­
wanddes Kapitels 64 gegenüber dem Jahre 1967 
um rund 107 Millionen Schilling höher auf, was 
jedoch allein mit 9'6 Millionen Schilling auf die 
Neuschaffung des Ansatzes 6453 "Regierungs­
gebäude" zurückzuführen ist. In diesem neuen 
Ansatz sind die Aufwendungen der Hausverwal­
tung des Regierungsgebäudes für Beheizung, Be­
leuchtung und Reinigung sowie für die gesamte 
Telefonbenützung im Regierungsgebäude ent­
halten, die früher auf die vier benützenden Bun­
desministerien nach einem nie befriedigenden 
Schlüssel aufzuteilen waren und nunmehr ge­
meinsam veranschlagt wurden. Der Verwaltungs-

Kulhanek 
Spezialberichterstatter 

I 

aufwand der Zentralleitung und aller nachgeord­
neten Dienststellen zusammen erfuhr nur jeweils 
ganz geringe Steigerungen, die ausschließlich auf 
die gemäß Gesetz zugebilligte Erhöhung der 
Reisegebühren zurückzuführen sind. 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen des 
SpeziaLberichterstatters anschloß, ergriffen die Ab­
geordneten W e i k haI" t, Dr. Josef GI" u b e r, 
Dr. van Tongel, Horr, Steiner, Wie­
la nd n e 1', Ing. Hel b ich, 'p ö 1 z, Sc h 1'0 t­
t e 1', B a ban i t z, Lola Sol a r, Franz Pie h­
leI", Dipl.-Ing. H ä m m e l' I e, Josef Sc h I a­
ger, Gabriele, Lukas, Regensb,ur­
ger, S t ein i n ger, Mi n k 0 w i t sc h, Dok­
tor T u 11, Ni m m e l' voll, Sk rite k, 
Dipl.-Ing. F i n kund Mo seI" das Wort. Bun­
desminister Dr. Kot z i na beantwortete ein­
gehend die in der Debatte an ihn gerichteten 
Fragen. 

Im Verlaufe der Sitzung hat Abgeordneter 
R e gen s bur ger den beigedruckten Abände­
rungsantrag eingebracht. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1967 
hat der Finanz- und Budgetausschuß die bnanz­
gesetzlichen Ansätze der zur Berattingsgruppe 
XIII gehörenden Teile des Bundesvotanschlages 
in der Fassung der Regierungsvorlagen (630 und 
656 der Beilagen) unter Berücksichtigung des er­
wähnten Abänderungsantrages mit' Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle beschlie-
ßrn: ' 

Dem Kapitel 64: "Bauten und Technik" 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1968 (630 
der Beilagen) wird unter Berücksichtigung der 
Druckfehlerberichtigungen bzw. drucktechnischen 
Korrekturen (656 der Beilagen) mit der an g e- '/. 
sc h los sen e n Ab ä n<cl e run g die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilt. ' 

Wien, a~ 22. November 1967 

Machunze 
Obmann 

j. 

Abänderung 
zum Entwurf des Bundesvoranschlages (630 der Beilagen) Beratungsgruppe XIII 

Auf Seite 117 des Bundesfinanzgesetzes für das 
Jahr 1968 ist die Fußnote 2) zu Seite 116 wie 
folgt abzuändern: 

"Beitrag an die Länder für die Wohnbauförde­
rung von 9297 Millionen Schilling auf 

,1.3797 Millionen Schilling', Restbeiträge gemäß 
WBFG. 1968 von 1.587"6 Millionen Schilling auf 
,1.267"6 Millionen Schilling', Restbeiträge gemäß 
WBFG. 1968 von 273'0 Millionen Schilling auf 
,143' 0 Millionen Schilling'''. 
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